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Kirchenordnung der Evangelisch-Reformierten Landeskirche 
des Kantons Aargau (KO) 

vom 11. November 2010 (Stand 01. Januar 2022) 

Die Synode der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Aargau, 

gestützt auf Art. 7 Abs. 2 Organisationsstatut1, 

beschliesst: 

  

  

Das ist der tragende Grund unserer Kirche: Die allumfassende Liebe Gottes, wie sie 

sich in Jesus Christus offenbart. Und der Glaube an den dreieinigen Gott. Der tragende 

Grund der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Aargau. 

Unsere Kirche ging aus der Reformation hervor und erneuert sich stets aus der Bibel 

im Dialog. Sie lebt und verkündet die Kraft des Evangeliums, eine Kraft, die befreit. 

Ihr Beten und Handeln richtet sie nach der Gegenwart Gottes aus und lädt ein zum 

Feiern und Lernen. 

Als Teil der weltweiten christlichen Kirche bezeugt sie ihren Glauben an Jesus Chris-

tus in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie. 

Unsere Landeskirche nimmt die Fragen und Anliegen des Menschen auf und begleitet 

bei der Suche nach Sinn und Orientierung im Leben und im Sterben. Sie ermutigt den 

Menschen und bietet eine Heimat. Sie fördert Gaben und Begabungen ihrer Mitglieder 

und organisiert sich partnerschaftlich. 

Selbstbewusst im Vertrauen auf den Heiligen Geist steht sie im Dialog mit Politik und 

Kultur, mit Wirtschaft und Wissenschaft, Kirchen und Religionen. Gemeinsam mit 

dem guten Willen aller, setzt sie sich ein für das Wunder der Schöpfung, für Gerech-

tigkeit und Frieden. 

I. Grundlagen der Landeskirche 

§ 1 

1 Die Evangelisch-Reformierte Landeskirche des Kantons Aargau wird im nachfol-

genden Erlasstext unter ihrem vollen Namen oder als Landeskirche bezeichnet. 

2 Die Landeskirche ist eine selbständige Körperschaft des öffentlichen Rechts mit 

Sitz in Aarau. 

3 Ihre Erlasse werden in einer vom Kirchenrat geführten Sammlung publiziert. Wei-

tere öffentlich-rechtliche Bekanntmachungen erfolgen im Aargauischen Amtsblatt. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
1 SRLA 111.100. 
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§ 2 

1 Die Landeskirche beteiligt sich in Erfüllung ihres Auftrages auch an der Gestaltung 

des Staates und an seinen Aufgaben. 

2 Die Landeskirche ist Mitglied des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes.2 

Durch ihn ist sie mit der Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in Europa (GEKE) und 

der Konferenz europäischer Kirchen (KEK) sowie mit der Weltgemeinschaft Refor-

mierter Kirchen (WGRK) und dem Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) verbun-

den. 

II. Mitgliedschaft 

§ 3 

1 Evangelisch-reformierte Einwohnerinnen und Einwohner, die im Kanton ihren 

Hauptwohnsitz haben, sind Mitglieder der Landeskirche und gleichzeitig auch einer 

Kirchgemeinde, sofern sie nicht schriftlich ihren Austritt erklärt haben. 

2 Die Aufnahme als Mitglied erfolgt in einer Kirchgemeinde. 

3 Die Mitgliedschaft besteht aufgrund der Taufe oder im Hinblick auf sie. 

§ 43 

Stimm- und wahlberechtigt in den Angelegenheiten der Landeskirche und ihrer Kirch-

gemeinden sind die schweizerischen und ausländischen Kirchenmitglieder, welche 

das 16. Altersjahr zurückgelegt haben und nicht wegen dauernder Urteilsunfähigkeit 

unter umfassender Beistandschaft stehen oder durch eine vorsorgebeauftragte Person 

vertreten werden. 

§ 5 

1 Wer Mitglied der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Aargau ist, 

gehört zur Kirchgemeinde seines Wohnortes. 

2 Jedes Mitglied übt alle Rechte und Pflichten, insbesondere das Stimm- und Wahl-

recht, in dieser Kirchgemeinde aus. 

§ 6 

1 Jede Kirchgemeinde bildet einen Wahlkreis. Die Stimmberechtigten wählen ihre 

Synodalen. 

2 Wählbar sind alle stimmberechtigten, im Wahlkreis wohnenden Mitglieder der Lan-

deskirche. 

§ 7 

1 Wer in eine Kirchgemeinde einzutreten oder wiederaufgenommen zu werden 

wünscht, reicht der Kirchenpflege seines Wohnortes eine Beitrittserklärung ein. Die 

Kirchenpflege beschliesst die Aufnahme. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
2 Ab 01. Januar 2020: Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz. 

3 Abs. 1 geändert, Abs. 2 bisher aufgehoben durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 
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2 Für Personen, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, kann die Inhaberin 

oder der Inhaber der elterlichen Sorge oder des vormundschaftlichen Amtes die Bei-

trittserklärung einreichen (Art. 303 ZGB4). 

§ 85 

1 Der Austritt aus der Landeskirche erfolgt durch persönliche schriftliche und eigen-

händig unterzeichnete Erklärung an die Kirchenpflege der Kirchgemeinde des Wohn-

orts. Kollektive Austrittserklärungen sind ungültig. 

2 Der Austritt wird mit dem Empfang der Austrittserklärung bei der Kirchenpflege 

oder einem späteren, von der oder dem Austretenden im Austrittsschreiben genannten 

Datum wirksam. 

3 Die schriftliche Austrittserklärung kann empfangen werden durch: 

1. persönliche Abgabe bei der Kirchenpflege oder von ihr beauftragten Empfangs-

personen gegen Empfangsquittung 

2. Aufgabe zu Handen der Kirchenpflege bei der Post 

3. Einwurf in den Hausbriefkasten der Kirchgemeinde. In diesem Fall ist die Kir-

chenpflege ausserhalb der Geschäftszeiten nicht an eine fristwahrende Emp-

fangsbestätigung per Ende Jahr gebunden. 

4 Für Personen, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, kann die Inhaberin 

oder der Inhaber der elterlichen Sorge oder des vormundschaftlichen Amtes den Aus-

tritt erklären (Art. 303 ZGB6). 

5 Die Pfarrerin, der Pfarrer oder ein anderes Mitglied der Kirchenpflege suchen das 

Gespräch mit der oder dem Austretenden. 

6 Die Kirchenpflege bestätigt der oder dem Austretenden den Austritt. 

7 Das Erlöschen der Steuerpflicht richtet sich nach staatlichem Recht. 

§ 97 

1 Die Kirchenpflege führt ein Register der Aufgenommenen und Ausgetretenen. 

2 Sie meldet die Eintritte und Austritte der Einwohnergemeinde. 

§ 9a8 

1 Die Kirchgemeinden verwalten die Daten ihrer Mitglieder in einer gemeinsamen 

Datenbank. 

2 Die Synode erlässt zur Umsetzung der Mitgliederverwaltung und zum Umgang mit 

Mitgliederdaten und Datenschutz ein Reglement9. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
4 SR 210. 

5 Abs. 1 geändert, Abs. 4 bisher geändert und als Abs. 2 neu eingefügt sowie Abs. 5–6 eingefügt durch Beschluss 

der Synode vom 04. November 2015. 

6 SR 210. 

7 Abs. 2 bisher aufgehoben, Abs. 3 bisher wird Abs. 2 neu durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2019. 

8 § 9a neu eingefügt durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2019. 

9 SRLA 240.300. 
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§ 10 

1 Für die Mitglieder sind die Dienste in ihrer Kirchgemeinde grundsätzlich unentgelt-

lich. 

2 Der Kirchenrat erlässt zu den kirchlichen Angeboten für Nichtmitglieder Empfeh-

lungen. 

III. Die Kirchgemeinde 

1. Rechtsform der Kirchgemeinde 

§ 11 

1 Die Kirchgemeinden sind selbständige Körperschaften des öffentlichen Rechts mit 

eigener Rechtspersönlichkeit. Sie sind im Rahmen des Organisationsstatuts und der 

Kirchenordnung selbständig. 

2 Die Kirchgenossenschaften sind vereinsrechtlich organisiert. Für sie gilt die von der 

Synode erlassene Kirchgenossenschaftsordnung10. 

§ 12 

Die Kirchgemeinden und Kirchgenossenschaften sind in Dekanaten gemäss Anhang 

zur Kirchenordnung zusammengefasst. 

§ 13 

1 Legt die Entwicklung die Neubildung oder die Neueinteilung einer Kirchgemeinde, 

den Zusammenschluss bestehender Kirchgemeinden oder die Schaffung eines ge-

meinsamen Pfarramtes nahe, so prüfen die Kirchenpflegen zusammen mit dem Kir-

chenrat die geeigneten Massnahmen. 

2 Das Ergebnis der Prüfung dient als Grundlage für einen Beschluss der beteiligten 

Kirchgemeinden. Bezweckt ihr Entscheid eine Neueinteilung oder einen Zusammen-

schluss von Kirchgemeinden, so wird er dem Kirchenrat zuhanden der Synode wei-

tergeleitet. 

3 Änderungen im Bestand der Kirchgemeinden, namentlich Neubildung, Neueintei-

lung oder Zusammenschluss, erfolgen durch Beschluss der Synode, wenn ein Bedürf-

nis nachgewiesen ist und keine finanziellen Bedenken entgegenstehen. 

4 Die Namensänderung einer Kirchgemeinde erfolgt nach Zustimmung des Kirchen-

rates durch die Kirchgemeindeversammlung. Der Kirchenrat vollzieht die Namensän-

derung durch Anpassung des Anhangs zur Kirchenordnung. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
10 SRLA 281.300. 

Unentgelt-

lichkeit der 

Dienste 

Kirchgemein-

den und 

Kirchgenos-

senschaften 

Kirchgemein-

den und De-

kanate 

Neubildung, 

Neueintei-

lung, Zusam-

menschluss 

und Namens-

änderung von 

Kirchgemein-

den 



KO 151.100 

 

7 

2. Auftrag der Kirchgemeinde 

a. Allgemeines 

§ 14 

1 Die Kirchgemeinden haben den Auftrag, das Evangelium zu verkündigen. 

2 Sie erfüllen ihren Auftrag durch Gottesdienst, Verkündigung, Seelsorge, Diakonie, 

Pädagogisches Handeln, Bildung, Mission, Oekumene und Verwaltung11. 

3 Für Menschen aller Lebensalter und für gesellschaftliche Gruppen können spezielle 

Angebote geschaffen werden. Die Kirchgemeinden können entsprechende Arbeit an-

derer Träger unterstützen. 

§ 15 

Die Eglise réformée de langue française en Argovie stellt im Auftrag der Evangelisch-

Reformierten Landeskirche des Kantons Aargau die Verkündigung und Seelsorge in 

französischer Sprache sicher. Sie trägt zur Verbundenheit mit den reformierten 

Schwesterkirchen der französischsprachigen Schweiz und der französischsprachigen 

Migrationskirchen bei. 

b. Gottesdienst 

§ 1612 

1 Der Gottesdienst ist eine öffentliche Feier, die den Menschen Raum bietet für die 

Begegnung mit Gott. Das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Bibel über-

liefert ist, wird in vielfältiger Form verkündigt und mit den Lebensfragen der Men-

schen in Beziehung gesetzt. Daraus schöpfen die Beteiligten Mut für Glauben und 

Handeln und erfahren Stärkung in der Gemeinschaft. 

2 Zum Gottesdienst gehören in der Regel Sammlung, Anbetung, Verkündigung, Für-

bitte, Sendung und Segen sowie gegebenenfalls Taufe und Abendmahl. Diese liturgi-

schen Elemente ermöglichen unterschiedliche Gottesdienstformen, die gleichwertig 

nebeneinander stehen. 

3 Die Kollekte unterstützt den Dienst der Kirche an den Menschen in der Nähe und 

Ferne. Ihr Ertrag darf nicht für die allgemeine Verwaltung verwendet werden. 

4 Musik ist ein wesentlicher Teil des Gottesdiensts. Im Gesang bringt die Gemeinde 

Lob und Klage vor Gott. 

5 Der Gottesdienst findet in der Kirche oder an einem anderen geeigneten Ort statt. 

6 Das Glockengeläute lädt zum Gottesdienst in der Kirche ein. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
11 Entsprechend Art. 6 Abs. 1 OS, SRLA 111.100. 

12 § 16 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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§ 1713 

1 Die Kirchenpflege trägt die Verantwortung dafür, dass der Gemeindegottesdienst 

regelmässig stattfindet. Sie legt Zeit und Ort fest. Sie entscheidet über die Durchfüh-

rung besonderer Gottesdienste wie Festgottesdienste, ökumenische Gottesdienste und 

andere. 

2 Grundsätzlich findet an jedem Sonntag und an den folgenden Feiertagen ein Ge-

meindegottesdienst statt: Heiligabend, Weihnachten, Karfreitag, Ostern, Himmel-

fahrt, Pfingsten und Bettag. 

3 Die Kirchenpflege kann beschliessen, dass der Gemeindegottesdienst statt am 

Sonntag maximal zwölf Mal pro Jahr an einem Werktag stattfinden kann. 

4 Die Kirchenpflege kann beschliessen, dass der Gemeindegottesdienst am Sonntag, 

der kein Feiertag gemäss Abs. 2 ist, maximal zwei Mal pro Jahr ausfallen kann. 

5 Die Kirchenpflege kann beschliessen, dass der Gemeindegottesdienst maximal 

sechs Mal pro Jahr mit einer anderen reformierten Kirchgemeinde zusammengelegt 

wird. Weiter gehende Zusammenlegungen werden von der Kirchgemeindeversamm-

lung beschlossen und in einem Zusammenarbeitsvertrag festgehalten. 

6 Die Verantwortung für die inhaltliche Gestaltung und die Leitung des Gemeinde-

gottesdienstes trägt grundsätzlich die Pfarrerin oder der Pfarrer. 

7 Maximal zehn Mal pro Jahr kann der Gemeindegottesdienst auch von einer Laien-

predigerin oder einem Laienprediger verantwortet und geleitet werden. 

8 Maximal drei Mal pro Jahr kann der Gemeindegottesdienst auch von Gruppen ohne 

Beteiligung von Pfarrerin, Pfarrer, Laienpredigerin oder Laienprediger verantwortet 

und geleitet werden. Die Feier der Taufe und des Abendmahls sowie der Vollzug von 

Segnungshandlungen sind in Gemeindegottesdiensten ohne theologische Leitung aus-

geschlossen. 

§ 17a14 

1 Im Kasualgottesdienst werden Segnungshandlungen vollzogen, die von einzelnen 

Mitgliedern gewünscht werden. 

2 Die Verantwortung für die inhaltliche Gestaltung und die Leitung des Kasualgot-

tesdienstes trägt die Pfarrerin oder der Pfarrer. In Ausnahmefällen können auch Lai-

enpredigerinnen oder Laienprediger einen Kasualgottesdienst leiten. Ausnahmen be-

schliesst die Kirchenpflege. 

3 Die Pfarrerin oder der Pfarrer legt nach Absprache mit den Personen, welche die 

Segnungshandlung wünschen, Zeit und Ort des Kasualgottesdienstes fest. Die Kir-

chenpflege kann Einschränkungen bei Wochentagen, Orten und Zeiten beschliessen. 

4 Zu Segnungshandlungen für Nichtmitglieder erlässt die Kirchenpflege Leitlinien 

unter Berücksichtigung der Empfehlungen der Landeskirche. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
13 § 17 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

14 § 17a neu eingefügt durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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§ 17b15 

1 Die Kirchenpflege schafft nach Bedarf weitere Gottesdienstgelegenheiten für ver-

schiedene Interessens- oder Altersgruppen. 

2 Diese weiteren Gottesdienste werden zusätzlich zu den Gemeindegottesdiensten ge-

feiert. Werden sie als Gemeindegottesdienste gefeiert, gelten deren Bestimmungen. 

3 Die Kirchenpflege beschliesst über die Durchführung von weiteren Gottesdiensten. 

Bezüglich Wochentag, Ort und Zeit ist sie in ihrem Beschluss frei. 

4 Die theologische Verantwortung für die weiteren Gottesdienste liegt bei einer Pfar-

rerin oder einem Pfarrer. 

5 Gottesdienste im Auftrag der Landeskirche oder einer Kirchgemeinde in Institutio-

nen werden von einer Pfarrerin, einem Pfarrer, einer Laienpredigerin, einem Laien-

prediger oder mit der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers von einer Sozialdi-

akonin, einem Sozialdiakon geleitet. 

6 Kinder- und Jugendgottesdienste können auch von einer Sozialdiakonin, einem So-

zialdiakon, einer Katechetin oder einem Katecheten geleitet werden. 

7 Alle übrigen Gottesdienste können mit der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfar-

rers auch von einer anderen geeigneten Person geleitet werden. 

§ 18 

Aufgehoben.16 

§ 19 

Aufgehoben.17 

§ 2018 

Die Landeskirche kennt zwei Sakramente: Taufe und Abendmahl. 

§ 21 

Aufgehoben.19 

§ 22 

Aufgehoben.20 

 § 2321 

1 Das Abendmahl macht die Gemeinschaft mit Christus und seiner Gemeinde sicht-

bar. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
15 § 17b neu eingefügt durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

16 § 18 aufgehoben durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

17 § 19 aufgehoben durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

18 § 20 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

19 § 21 aufgehoben durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

20 § 22 aufgehoben durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

21 § 23 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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2 Das Abendmahl geschieht mit Brot und Wein oder Traubensaft entsprechend seiner 

Einsetzung durch Jesus Christus. 

3 Das Abendmahl im Gemeindegottesdienst wird in der Regel an folgenden Tagen 

gefeiert: Weihnachten, Karfreitag, Ostern, Himmelfahrt und Pfingsten. Ausnahmen 

beschliesst die Kirchenpflege. 

4 Die Kirchenpflege bestimmt weitere Abendmahlstage. Das Abendmahl wird min-

destens sechs Mal pro Jahr im Gemeindegottesdienst gefeiert. 

5 Die Kirchenpflege entscheidet über die Form des Abendmahls im Gemeindegottes-

dienst. 

6 Die Pfarrerin oder der Pfarrer entscheidet über die Durchführung und die Form des 

Abendmahls im Rahmen der Seelsorge sowie im Rahmen von Kasualgottesdiensten 

und weiteren Gottesdiensten. 

7 Zum Abendmahl sind alle eingeladen, welche die Gemeinschaft mit Christus und 

seiner Gemeinde suchen. 

8 Das Abendmahl wird von einer Pfarrerin oder einem Pfarrer und nur in dringenden 

Fällen von einer Laienpredigerin oder einem Laienprediger im Rahmen eines Gottes-

dienstes geleitet. Im Rahmen von Gottesdiensten gemäss § 17b kann das Abendmahl 

mit der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers auch von einer Sozialdiakonin, 

einem Sozialdiakon geleitet werden. 

§ 2422 

1 Die Taufe ist Zeichen der bedingungslosen, in Jesus Christus sichtbar gewordenen 

Vergebung und Liebe Gottes zu allen Menschen. In ihr wird die Zugehörigkeit zu 

Jesus Christus und zu seiner Gemeinde sichtbar. Wer getauft ist, ist berufen zum 

neuen Leben in Jesus Christus im Vertrauen auf die Kraft des Heiligen Geistes. 

2 Getauft wird mit Wasser auf den Namen des dreieinigen Gottes. Die Getauften wer-

den in die weltweite Gemeinschaft der Christinnen und Christen aufgenommen. 

3 Die Taufe ist einmalig. Sie kann zu jedem Zeitpunkt im Leben erfolgen. 

4 Die Taufe findet in der Regel in einem Gemeindegottesdienst statt. Sie kann auch 

in einem Kasualgottesdienst stattfinden. 

5 Die Taufe setzt die Kirchenmitgliedschaft voraus oder begründet sie. 

6 Der Vollzug der Taufe wird den Getauften schriftlich bestätigt. 

§ 2523 

1 Bei der Taufe von Kindern versprechen die Eltern resp. die Sorgeberechtigten, die 

Kinder in den christlichen Glauben einzuführen. Die Kirchgemeinde unterstützt sie 

dabei. 

2 Bei dieser Kindertaufe gehört mindestens ein Elternteil resp. eine sorgeberechtigte 

Person der reformierten Kirche an. 

3 Die Eltern resp. die Sorgeberechtigten können Taufpaten benennen. In deren Aus-

wahl sind sie frei. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
22 § 24 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

23 § 25 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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§ 25a24 

1 Segnungshandlungen sind Kindersegnung, Konfirmation, Trauung, Abdankung so-

wie weitere Segnungshandlungen. 

2 Die Segnungshandlungen finden in einem Gemeinde- oder Kasualgottesdienst statt. 

§ 2625 

1 Eltern resp. Sorgeberechtigte, die ihr Kind noch nicht taufen lassen möchten, kön-

nen eine Kindersegnung verlangen. 

2 Bei der Kindersegnung wird für das Kind der Beistand Gottes erbeten. 

3 Die Kindersegnung erfolgt in einem Gemeinde- oder Kasualgottesdienst. Die litur-

gische Gestaltung soll den Unterschied zur Taufe deutlich machen. 

4 Kindersegnungen werden nicht im Taufregister eingetragen. 

§ 27 

Die Konfirmation nimmt das Ja Gottes auf, wie es auch in der Taufe zum Ausdruck 

kommt. Im Konfirmationsgottesdienst begleitet die Kirchgemeinde durch ihre Für-

bitte die Jugendlichen auf dem Weg ins Erwachsenenleben, lädt sie zu verantwortli-

chem Christsein und zur Teilnahme am Leben der Kirche ein und spricht ihnen Gottes 

Segen zu. 

§ 2826 

1 Die kirchliche Trauung findet in einem Kasualgottesdienst statt, in dem den Ehe-

leuten durch Gottes Wort Verheissung und Segen zugesprochen wird. Auf Wunsch 

kann die Trauung in einem Gemeindegottesdienst vollzogen werden. 

2 Die Trauung eines gemischt-konfessionellen Paars findet in einem Kasualgottes-

dienst statt, welcher nach Möglichkeit die Traditionen beider Konfessionen berück-

sichtigt. Für kirchenrechtliche Aspekte beachtet die Pfarrerin oder der Pfarrer die 

Weisungen, die von den Kirchenleitungen gemeinsam erarbeitet worden sind. 

3 Bei der Trauung gehört mindestens ein Teil des Ehepaars der reformierten Kirche 

an. 

4 Der Trauung geht ein Traugespräch zwischen der Pfarrerin oder dem Pfarrer und 

den Eheleuten voran. 

5 Die Vorweisung einer Kopie aus dem Familienausweis oder einer Kopie des zivil-

standsamtlichen Ehescheins ist Voraussetzung für die kirchliche Trauung. Diese Ko-

pie wird im Archiv derjenigen Kirchgemeinde aufbewahrt, in der die Trauung vollzo-

gen wird. 

6 Die Trauung wird den Eheleuten schriftlich in der Traubibel oder auf dem Trau-

schein bestätigt. 

7 Trauungen können der Kirchgemeinde im Gottesdienst des folgenden Sonntags be-

kannt gegeben werden. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
24 § 25a neu eingefügt durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

25 § 26 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

26 § 28 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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§ 28a27 

1 Die Abdankung findet in einem Kasualgottesdienst statt, in dem durch Gottes Wort 

Hoffnung und Trost zugesprochen wird. Ihr kann ein Gebet am Grab vorausgehen 

oder folgen. 

2 Abdankungen werden im nächstfolgenden Gemeindegottesdienst bekanntgegeben. 

3 Für Abdankungen Verstorbener anderer Landeskirchen oder Glaubensgemeinschaf-

ten kann die Kirche auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Der Kirchenrat erlässt 

dazu Empfehlungen. 

4 Im Übrigen sind die öffentlich-rechtlichen Vorschriften über das Bestattungswesen 

zu beachten. 

§ 2928 

Zu besonderen Lebenssituationen und Lebensübergängen können weitere Segnungs-

handlungen vollzogen werden, sofern die Pfarrerin oder der Pfarrer und die Kirchen-

pflege ihre Zustimmung zur Durchführung geben. 

§ 30 

Aufgehoben.29 

c. Seelsorge 

§ 31 

1 Seelsorge hat die Aufgabe, Menschen aufzusuchen, sich ihnen zuzuwenden, für sie 

bereit zu sein, sie zu begleiten und Antworten auf ihre individuellen Glaubens- und 

Lebensfragen aus christlicher Perspektive anzubieten. Zu diesem Dienst ist jede 

Christin und jeder Christ berufen. 

2 Die von der Kirchenpflege mit der Seelsorge Beauftragten werden dazu befähigt 

und ausgebildet. 

3 Die Seelsorge gehört insbesondere zum Aufgabenbereich der Pfarrerinnen und Pfar-

rer. Sie kann auch von anderen mit der Seelsorge Beauftragten, zum Beispiel Sozial-

diakoninnen und Sozialdiakonen, ausgeübt werden. 

4 Die mit der Seelsorge beauftragten Personen und ihre Hilfspersonen unterstehen der 

gesetzlichen Schweigepflicht (Art. 321 StGB30). Nur die anvertrauende Person oder 

der Kirchenrat können von dieser Schweigepflicht entbinden31. 

§ 32 

Über Gelder, die Pfarrerinnen, Pfarrern, Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen aus 

der Kirchen- oder Kollektenkasse oder als Spenden für vertrauliche Vergabungen 

übergeben werden, verfügen diese frei und allein im Rahmen ihrer Seelsorgetätigkeit. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
27 § 28a neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

28 § 29 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

29 § 30 aufgehoben durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

30 SR 311.0. 

31 Vgl. § 28 DLD, SRLA 371.300. 
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d. Diakonie 

§ 33 

1 Diakonie ist persönliche Zuwendung und soziale Verantwortung gegenüber allen 

Menschen. Sie basiert auf der allumfassenden Liebe Jesu Christi und bezeugt das bib-

lische Wort durch die Tat. Jede Christin und jeder Christ ist dazu berufen. 

2 Solche persönliche Zuwendung verpflichtet zur Verschwiegenheit. 

3 Die Kirchgemeinden sorgen dafür, dass die für den diakonischen Dienst verantwort-

liche Person befähigt und ausgebildet ist, Einzelnen und Gruppen beizustehen und 

Freiwillige in ihrem selbstständigen Dienst zu unterstützen. 

4 Sie setzen zur Ausübung des diakonischen Dienstes nach Möglichkeit Sozialdiako-

ninnen und Sozialdiakone ein. 

§ 34 

Die Kirchgemeinde und ihre Mitglieder wirken aufgrund des Evangeliums an der Lö-

sung von sozialen, wirtschaftlichen, ökologischen und politischen Fragen mit und set-

zen sich ein für die Integration von Schwachen und Benachteiligten. Sie fördern das 

Gespräch zwischen unterschiedlichen Gruppen unserer Gesellschaft. Sie stehen ein 

für Gerechtigkeit und Wahrhaftigkeit. 

e. Pädagogisches Handeln und Bildung 

§ 35 

1 Die Botschaft der Bibel hilft, das Leben besser zu verstehen und es verantwortlicher 

zu gestalten. 

2 Das Pädagogische Handeln sowie weitere Bildungsarbeit gehören zum Auftrag der 

Kirchgemeinde. 

§ 36 

1 Die Kirchgemeinde ist Trägerin des Pädagogischen Handelns und der weiteren Bil-

dungsangebote. 

2 Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte begleiten ihre Kinder von der Ge-

burt an auf dem Weg zu mündigem Glauben. Dazu gehört die Bereitschaft zur ver-

bindlichen Teilnahme an den Angeboten des Pädagogischen Handelns der Kirchge-

meinde. Die näheren Vorgaben zur Verbindlichkeit der Teilnahme regelt das 

Reglement über das Pädagogische Handeln32. 

§ 37 

1 Das Pädagogische Handeln macht mittels stufen- und altersgerechten Angeboten 

Eltern, Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit der Botschaft der Bibel ver-

traut und befähigt sie, Fragen des Glaubens und Lebens mündig zu bedenken und in 

das eigene Leben zu integrieren. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
32 SRLA 431.100. 
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2 Das Pädagogische Handeln orientiert sich an der Taufe, entfaltet ihre Bedeutung 

oder führt zu ihr hin. 

3 Der Unterricht wird in der Kirchgemeinde des Wohnortes besucht. Ausnahmen be-

dürfen der Bewilligung der beiden zuständigen Kirchenpflegen. 

4 Die Kirchenpflege entscheidet über Art, Ort und Umfang des kirchlichen Religions-

unterrichts. Dieser Unterricht kann einer Pfarrerin, einem Pfarrer oder einer kateche-

tischen Fachperson übertragen werden und steht unter der Aufsicht der Kirchen-

pflege33. 

5 Die Synode erlässt zu Struktur, Inhalten und Verantwortlichkeiten des Pädagogi-

schen Handelns der Kirchgemeinden ein Reglement34. 

§ 38 

1 Die Kirchgemeinde fördert alle Bestrebungen, der Jugend Vertiefung ihrer Glau-

benserkenntnis und Lebenshilfe zu vermitteln und ermöglicht so die Mitarbeit von 

Jugendlichen. 

2 Die Kirchgemeinde kann sich an der Jugendarbeit anderer Träger beteiligen. 

§ 39 

Die Kirchgemeinde fördert und unterstützt Angebote, die den Erwachsenen eine Ver-

tiefung ihres Glaubens ermöglichen und sie zu eigener Meinungsbildung und verant-

wortlichem Handeln im persönlichen Leben, in Kirche und Gesellschaft befähigen. 

f. Mission 

§ 40 

1 Mission gehört zum christlichen Grundauftrag und heisst, den Menschen die Liebe 

Gottes in ihrer Lebenssituation nahe zu bringen und Wege zum Glauben zu öffnen. 

Dies geschieht aus Dankbarkeit gegenüber Gott, selbstkritisch und respektvoll. 

2 Die Kirchgemeinden laden die Menschen ein, in der Nachfolge Jesu Christi zu leben 

und zu handeln. Sie suchen den Dialog mit anderen Kirchen, Religionen und Kulturen. 

3. Organisation der Kirchgemeinde 

a. Kirchgemeindeversammlung 

§ 41 

Die Kirchgemeindeversammlung wird gebildet aus den in der Kirchgemeinde stimm-

berechtigten Kirchgemeindemitgliedern, die an der Versammlung teilnehmen. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
33 SRLA 431.100. 

34 SRLA 431.100. 
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§ 42 

1 Die Kirchgemeindeversammlung wird von der Kirchenpflege einberufen, so oft 

diese es für nötig erachtet. Ein Zehntel der Stimmberechtigten kann durch schriftli-

ches Begehren die Einberufung einer Kirchgemeindeversammlung verlangen. Das 

Begehren hat den Gegenstand und den Antrag, für den die Versammlung verlangt 

wird, sowie die Erstunterzeichnenden zu nennen, welche als bevollmächtigte An-

sprechpersonen gegenüber der Kirchenpflege gelten. 

2 Die Kirchenpflege entscheidet über Zeit und Ort der Kirchgemeindeversammlung. 

Die Versammlung findet spätestens zwei Monate nach Eingang des Begehrens bei der 

Kirchenpflege statt. 

3 Die Einladung erfolgt spätestens vierzehn Tage vor der Versammlung durch per-

sönliche, schriftliche Information oder durch Publikation in den von der Kirchen-

pflege bestimmten Publikationsorganen. 

4 Die Liste der Verhandlungsgegenstände ist mit der Einladung bekanntzugeben. 

§ 43 

1 Die Beschlüsse werden von der Kirchgemeindeversammlung in offener Abstim-

mung gefasst, sofern nicht ein Viertel der anwesenden Stimmberechtigten geheime 

Abstimmung verlangt. 

2 Bei offenen und geheimen Abstimmungen und Wahlen entscheidet die Mehrheit 

der Stimmenden. Bei Stimmengleichheit in Abstimmungen entscheidet die oder der 

Vorsitzende. 

3 Die Versammlung wählt Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler. 

4 Die Synode erlässt zur Durchführung und Leitung der Verhandlungen eine Verord-

nung35. 

§ 4436 

1 Die Kirchgemeindeversammlung hat insbesondere folgende Befugnisse: 

1. Sie bestimmt die Zahl der ehrenamtlichen Mitglieder der Kirchenpflege. 

2. Sie wählt die Mitglieder der Rechnungsprüfungskommission einzeln mit der-

selben Amtsperiode wie die Kirchenpflege zur Prüfung von Budget und Rech-

nung. 

3. Sie kann ein Kirchgemeindereglement erlassen. Vorbehalten bleibt das Verfah-

ren gemäss § 108 Abs. 1 Ziff. 19. 

4. Sie beschliesst über die Schaffung, Aufhebung oder Veränderung im Umfang 

von Arbeitsstellen innerhalb der Kirchgemeinde. Ein Beschluss kann nur ge-

fasst werden, wenn die Veränderung im Stellenplan auf der Traktandenliste auf-

geführt ist. Vorbehalten bleibt § 67 Abs. 2. 

5. Sie beschliesst über Bauten, Kauf und Verkauf von Liegenschaften und über 

Baurechts- und andere Dienstbarkeitsverträge37. Vorbehalten bleibt das Verfah-

ren gemäss § 108 Abs. 1 Ziff. 14–16. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
35 SRLA 273.400. 

36 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 geändert, Ziff. 10 bisher aufgehoben, Ziff. 11 bisher wird Ziff. 10 neu durch Beschluss der 

Synode vom 15. November 2017. 

37 Vgl. § 60. 
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6. Sie beschliesst über die Mitgliedschaft der Kirchgemeinde in Vereinen und Ver-

einigungen. 

7. Sie setzt die Löhne der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Entschädigung 

für die Mitglieder der Synode nach den Reglementen der Synode fest. 

8. Sie bestimmt die Höhe des Steuerfusses nach den Grundsätzen der kantonalen 

Steuergesetzgebung. 

9. Sie beschliesst über Voranschlag und Rechnung, welche vierzehn Tage vor der 

Versammlung öffentlich aufzulegen sind. 

10. In Kirchgemeinden mit mindestens drei gewählten Pfarrerinnen und Pfarrern 

beziehungsweise mindestens drei gewählten Sozialdiakoninnen und Sozialdia-

konen kann die Kirchgemeindeversammlung in ihrem Kirchgemeinderegle-

ment ein Delegationsprinzip beschliessen, so dass nur ein bis zwei Delegierte 

pro ordinierten Dienst in der Kirchenpflege Einsitz nehmen. 

2 Alle ordinierten Dienste haben Einsicht in die Sitzungsunterlagen und Antragsrecht. 

b. Kirchenpflege 

§ 45 

Die Kirchenpflege leitet die Kirchgemeinde. Sie sorgt in Zusammenarbeit mit den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, insbesondere mit den Pfarrerinnen und Pfarrern 

sowie den Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen für den Aufbau der Kirchgemeinde. 

§ 46 

1 Im Sinne der partnerschaftlichen Gemeindeleitung besteht die Kirchenpflege ein-

schliesslich der Präsidentin oder des Präsidenten aus:38 

1. mindestens vier ehrenamtlichen Mitgliedern 

2. den Pfarrerinnen, Pfarrern, Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen, die ihr von 

Amtes wegen angehören. 

2 Beschränkungen für die ordinierten Dienste sind durch das Delegationsprinzip mög-

lich. Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone bestimmen 

jeweils ihre Delegierte oder ihren Delegierten, allenfalls ihre Delegierten, für mindes-

tens zwei Jahre. 

3 Es müssen mehr ehrenamtliche Mitglieder in der Kirchenpflege einsitzen als die 

Gesamtheit der einsitzenden Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Sozialdiakoninnen und 

Sozialdiakone. 

4 Die Amtsperiode der ehrenamtlichen Behördemitglieder, gewählten Pfarrerinnen 

und Pfarrer sowie der gewählten Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone beträgt vier 

Jahre. Die Amtsperiode beginnt am 01. Januar des dem Wahljahr folgenden Jahres. 

Bei Neuwahlen gilt die Wahl für den Rest der Amtsperiode. 

5 Die Kirchenpflege untersteht der Schweigepflicht. Vorbehalten sind die Bestim-

mungen des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und 

das Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 200639. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
38 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

39 SAR 150.700. 
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§ 47 

1 Aus ihrer Mitte wählt die Kirchenpflege die Vizepräsidentin oder den Vizepräsi-

denten und die Aktuarin oder den Aktuar. Bei einer vorübergehenden Vakanz im Prä-

sidium übernimmt die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident so lange die Geschäfte 

der Kirchgemeinde, bis das Präsidium wieder besetzt ist. Co- oder Teamleitungsprä-

sidien sind unzulässig. 

2 Die Pfarrerinnen und Pfarrer, die Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone sowie die 

weiteren von der Kirchgemeinde angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kön-

nen nicht in das Vizepräsidium gewählt werden.40 

§ 48 

1 Die Kirchenpflege versammelt sich nach Bedarf zu ihren Sitzungen, mindestens 

aber sechs Mal im Jahr. Auf Verlangen von drei Mitgliedern der Kirchenpflege hat 

die Präsidentin oder der Präsident innerhalb von 10 Tagen zu einer Sitzung einzula-

den. 

2 Die Sitzungen der Kirchenpflege sind nicht öffentlich. 

3 Die Kirchenpflege ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder an-

wesend sind. 

4 Die Kirchenpflege kann nicht stimmberechtigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

und Synodale, die ihr nicht angehören, zu ihren Sitzungen einladen und ihnen Einsicht 

in die Sitzungsunterlagen gewähren. Sie haben beratende Stimme. 

5 Ein Beschluss gilt dann als zustande gekommen, wenn ihm mehr als die Hälfte der 

stimmberechtigten Anwesenden zugestimmt haben (absolutes Mehr). Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die oder der Vorsitzende. Innerhalb der Behörde gilt das Kol-

legialitätsprinzip. Jedes anwesende Mitglied ist zur Stimmabgabe verpflichtet. 

Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 

6 Rücktritte aus der Kirchenpflege sind der Präsidentin oder dem Präsidenten zuhan-

den der Gesamtbehörde drei Monate vor dem beabsichtigten Rücktritt auf das Ende 

eines Monats bekannt zu geben. Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann der Kirchenrat 

auf Gesuch hin den Rücktritt als sofort wirksam erklären.41 

§ 49 

1 Die Kirchenpflege unterzeichnet Verträge, Anstellungsverfügungen und andere 

rechtserhebliche Dokumente mit Doppelunterschrift durch Präsidium und Vizepräsi-

dium oder Aktuariat. Die Doppelunterschrift kann ausser bei Anstellungsverfügungen 

auch vom Präsidium zusammen mit der Sekretärin oder dem Sekretär geleistet wer-

den. 

2 Die Kirchenpflege legt für ihre Amtsperiode die Unterschriftenregelung fest. 

§ 5042 

Die Kirchenpflege hat insbesondere folgende Pflichten und Befugnisse: 

1. Sie beruft die Kirchgemeindeversammlung ein und bereitet sie vor. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
40 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

41 Abs. 6 geändert durch Beschluss der Synode vom 18. November 2020. 

42 § 50 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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2. Sie vollzieht die Beschlüsse der Kirchgemeindeversammlung und die Erlasse 

von Synode und Kirchenrat. 

3. Sie stellt Stellvertreterinnen und Stellvertreter mit pfarramtlichen und sozialdi-

akonischen Aufgaben an, nachdem der Kirchenrat deren Wählbarkeit festge-

stellt hat. 

4. Sie stellt die nicht ordinierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchge-

meinde im Sinne des DLM43 an und ordnet durch Funktionsbeschriebe und 

Reglemente ihren Einsatz. 

5. Sie regelt die Verwendung der Kollekten. Sie stellt einen Kollektenplan auf, in 

den sie die von der Synode und vom Kirchenrat beschlossenen Kollekten auf-

nimmt. 

6. Sie bestimmt die Kollektenkassierin oder den Kollektenkassier. 

7. Sie genehmigt die Kollektenrechnung. Der Kirchenrechnung wird ein Auszug 

beigefügt. 

8. Sie sucht Beanstandungen an der Amtsführung von Pfarrerinnen, Pfarrern, So-

zialdiakoninnen, Sozialdiakonen sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 

Kirchgemeinde einvernehmlich zu klären. Gelingt ihr dies nicht, so sind die 

Beanstandungen an die Dekanatsleitung weiter zu leiten. Vorbehalten bleibt das 

Verfahren im Sinn von §§ 135 ff. 

9. Sie schützt Pfarrerinnen, Pfarrer, Sozialdiakoninnen, Sozialdiakone sowie Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter, die in ihrer Amtsführung ungerechtfertigt ange-

fochten werden. 

10. Sie sorgt für die Führung der kirchlichen Stimmregister44. 

§ 51 

1 Die Kirchenpflege trägt die Verantwortung für die Verwaltung der materiellen Gü-

ter der Kirchgemeinde und beschliesst im Rahmen des Voranschlages über die Ver-

wendung des gesamten Ertrages. 

2 Die Verwaltung richtet sich nach dem Reglement für den Finanzhaushalt der Kirch-

gemeinden45. Soweit das Recht der Landeskirche keine Bestimmung enthält, gelten 

sinngemäss die staatlichen Vorschriften46.47 

§ 5248 

1 Die Kirchgemeinden und die Landeskirche haften den Behördemitgliedern und den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für alle Schäden, die ihnen im Zusammenhang mit 

ihrer Aufgabenerfüllung erwachsen sind. 

2 Die Kirchgemeinden und die Landeskirche haften für den Schaden, den ihre Behör-

demitglieder oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Ausübung ihrer amtlichen Tä-

tigkeit Dritten widerrechtlich zufügen. Gegenüber den Behördemitgliedern und Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern steht der oder dem Geschädigten kein Anspruch zu. 

3 Hat die oder der Geschädigte in die schädigende Handlung eingewilligt oder haben 

Umstände, für die sie oder er einstehen muss, auf die Entstehung oder Ver-

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
43 SRLA 371.400. 

44 SRLA 211.300. 

45 SRLA 275.300. 

46 Z.B. Haftungsgesetz, SAR 150.200. 

47 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. November 2014. 

48 Abs. 1 eingefügt, Abs. 5 und 7 neu geändert durch Beschluss der Synode vom 07. Juni 2017. 
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schlimmerung des Schadens eingewirkt, so kann die Ersatzpflicht herabgesetzt oder 

ganz aufgehoben werden. 

4 Ansprüche von Dritten gegenüber der Kirchgemeinde oder der Landeskirche ver-

jähren mit Ablauf eines Jahres seit Kenntnis des Schadens, in jedem Fall aber mit 

Ablauf von zehn Jahren seit dem Tag der schädigenden Handlung des Behördemit-

gliedes, der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters. 

5 Haben die Kirchgemeinde oder die Landeskirche der oder dem Dritten Ersatz ge-

leistet, so steht ihnen der Rückgriff auf die Behördemitglieder, Mitarbeiterinnen oder 

Mitarbeiter zu, welche den Schaden vorsätzlich oder grobfahrlässig verursacht haben, 

und zwar auch nach Beendigung der Behördemitgliedschaft oder des Anstellungsver-

hältnisses. Auf den Rückgriff kann verzichtet werden, insbesondere wenn er für das 

Behördemitglied, die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter eine übermässige Härte be-

deuten würde. Haben mehrere Behördemitglieder, Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 

den Schaden gemeinsam verschuldet, sei es als Anstifter, Urheber oder Gehilfen, so 

haften sie solidarisch. 

6 Der Rückgriffsanspruch der Kirchgemeinde oder der Landeskirche gegenüber Be-

hördemitgliedern oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verjährt mit Ablauf eines 

Jahres seit der Anerkennung oder rechtskräftigen Feststellung der Ersatzpflicht der 

Kirchgemeinde oder der Landeskirche, in jedem Fall aber mit Ablauf von zehn Jahren 

seit dem Tag der schädigenden Handlung des Behördemitgliedes, der Mitarbeiterin 

oder des Mitarbeiters. 

7 Die Behördemitglieder und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind für den Scha-

den verantwortlich, den sie der Kirchgemeinde oder der Landeskirche vorsätzlich oder 

grobfahrlässig zufügen, und zwar auch nach Beendigung der Behördemitgliedschaft 

oder des Anstellungsverhältnisses. Auf Ersatzforderungen kann verzichtet werden, 

insbesondere wenn sie für die Behördemitglieder oder die Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter eine übermässige Härte bedeuten würden. Haben mehrere Behördemitglieder, 

Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter den Schaden gemeinsam verschuldet, sei es als An-

stifter, Urheber oder Gehilfen, so haften sie solidarisch. 

8 Der Ersatzanspruch der Kirchgemeinde oder der Landeskirche gegenüber Behörde-

mitgliedern oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verjährt mit Ablauf eines Jahres 

seit Kenntnis des Schadens, in jedem Fall aber mit Ablauf von fünf Jahren seit dem 

Tag der schädigenden Handlung des Behördemitgliedes, der Mitarbeiterin oder des 

Mitarbeiters. Wird der Ersatzanspruch aus einer strafbaren Handlung des Behörde-

mitgliedes, der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters abgeleitet, für die das Strafrecht 

eine längere Verjährungsfrist vorsieht, so gilt diese auch für den Ersatzanspruch. 

9 Die Rechtmässigkeit formell rechtskräftiger Verfügungen, Entscheide und Urteile 

kann in einem Verantwortlichkeitsverfahren nicht überprüft werden. 

§ 53 

1 Für besondere Aufgaben kann die Kirchenpflege längstens auf ihre eigene Amtspe-

riode Kommissionen als beratende Organe einsetzen. In der Wahl der Mitglieder ist 

sie frei. 

2 Die Sitzungen der Kommissionen sind nicht öffentlich. 
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3 Die Kommissionen unterstehen der Schweigepflicht. Vorbehalten sind die Bestim-

mungen des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und 

das Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 200649. 

§ 54 

1 Wo die Kirchenpflege für ein bestimmtes Bauvorhaben eine Baukommission ein-

setzt, kann sie dieser auch bestimmte Entscheidungen, zum Beispiel Arbeitsvergebun-

gen, übertragen. Änderungen am Projekt und am Kostenvoranschlag können indessen 

nur mit Zustimmung der Kirchenpflege vorgenommen werden. 

2 Baukommissionen amten, auch über die ordentliche Amtsperiode hinaus, bis die 

Bauabrechnung genehmigt und die Garantiearbeiten abgeschlossen sind. 

§ 55 

1 Die Kirchenpflege kann Entscheidungsbefugnisse längstens auf ihre eigene Amts-

periode an eines ihrer Mitglieder, an Kommissionen oder an Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter übertragen. 

2 Erklären Betroffene, dass sie mit dem Entscheid dieser Stelle nicht einverstanden 

sind, entscheidet die Kirchenpflege über die Einsprache. Einsprachen sind innert 

10 Tagen nach Zustellung des Entscheids schriftlich bei der Kirchenpflege einzu-

reichen. 

3 Die Einzelheiten der Delegation sind von der Kirchenpflege in einem Reglement 

festzulegen. 

c. Wahlen, Abstimmungen und Ämter 

§ 5650 

1 Die Stimmberechtigten der Kirchgemeinde wählen: 

1. die ehrenamtlichen Mitglieder der Kirchenpflege und deren Präsidentin oder 

Präsidenten 

2. die Abgeordneten in die Synode 

3. die Pfarrerinnen und Pfarrer 

4. die Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone. 

2 Die Zahl der ehrenamtlichen Mitglieder der Kirchenpflege wird in einer Kirchge-

meindeversammlung festgelegt, die mindestens sieben Wochen vor dem Wahltag ab-

gehalten wird. Verzichtet die Kirchenpflege darauf, das Geschäft zu traktandieren, 

und wird auch kein entsprechender Antrag aus der Versammlung gestellt, so gilt die 

bisherige Mitgliederzahl. 

3 Die Gesamterneuerungswahlen der ehrenamtlichen Mitglieder der Kirchenpflege 

und deren Präsidentin oder Präsidenten, der Abgeordneten in die Synode, der Pfarre-

rinnen und Pfarrer sowie der Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone einer Kirchge-

meinde erfolgen gleichzeitig an der Urne. 

4 Wahlen von ehrenamtlichen Mitgliedern der Kirchenpflege und deren Präsidentin 

oder Präsidenten, von Abgeordneten in die Synode, von Pfarrerinnen, Pfarrern, 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
49 SAR 150.700. 

50 § 56 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen für die laufende Amtsperiode erfolgen geheim 

in der Kirchgemeindeversammlung. 

5 Das Wahl- und Abstimmungsverfahren in der Kirchgemeindeversammlung richtet 

sich nach der Geschäftsordnung für Kirchgemeindeversammlungen51, das Wahl- und 

Abstimmungsverfahren an der Urne richtet sich nach dem Reglement über Wahlen 

und Abstimmungen an der Urne in den Kirchgemeinden der Evangelisch-Reformier-

ten Landeskirche des Kantons Aargau52. 

§ 56a53 

1 Für jede Kirchgemeinde wird ein Stimmregister geführt. Die Kirchenpflege be-

stimmt die Registerführerin oder den Registerführer. 

2 Die Stimmberechtigten sind in das Stimmregister jener Kirchgemeinde einzutragen, 

der sie gemäss § 5 angehören. Eintragungen und Streichungen sind von Amtes wegen 

vorzunehmen. 

3 Vor einer Wahl oder Abstimmung sind Eintragungen bis und mit 5. Vortag des 

Wahl- oder Abstimmungstages vorzunehmen, wenn feststeht, dass die Voraussetzun-

gen zur Teilnahme am Abstimmungstag erfüllt sind. 

4 Anordnungen betreffend Eintragungen, Streichungen und Einsichtnahme hat die 

Registerführerin oder der Registerführer den Betroffenen auf deren Verlangen schrift-

lich zu begründen und zu eröffnen. Sie können mit Stimmrechtsbeschwerde angefoch-

ten werden. 

§ 57 

Stimmberechtigte in der Kirchgemeindeversammlung, Mitglieder von kirchlichen Be-

hörden und kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, sich in den 

Ausstand zu begeben, wenn Geschäfte behandelt werden, bei welchen Verwandte und 

Verschwägerte bis und mit dem zweiten Grade, sie selber oder ihre Ehegatten, einge-

tragene Partnerinnen und Partner sowie Ehegatten und eingetragene Partnerinnen und 

Partner von Geschwistern persönlich beteiligt oder unmittelbar betroffen sind. 

§ 5854 

1 Wählbar in die Kirchenpflege sind alle in der Kirchgemeinde Stimmberechtigten. 

2 Verwandte und Verschwägerte bis und mit dem zweiten Grade, Ehegatten, einge-

tragene Partnerinnen und Partner sowie Ehegatten und eingetragene Partnerinnen und 

Partner von Geschwistern dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder der gleichen Behörde 

sein. Die Auflösung der Ehe oder der eingetragenen Partnerschaft hebt den Aus-

schlussgrund der Schwägerschaft nicht auf. 

3 Der Verwandtenausschluss gemäss Abs. 2 gilt auch 

1. zwischen Mitgliedern der Kirchenpflege und Mitgliedern der Rechnungsprü-

fungskommission 

2. zwischen Mitgliedern der Kirchenpflege und den Kirchengutsverwalterinnen 

bzw. Kirchengutsverwaltern 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
51 SRLA 273.400. 

52 SRLA 211.300. 

53 § 56a neu eingefügt durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

54 § 58 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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3. zwischen Mitgliedern der Rechnungsprüfungskommission und den Kirchen-

gutsverwalterinnen bzw. Kirchengutsverwaltern. 

4 Unvereinbar sind folgende Ämter und Funktionen: 

1. Kirchenpflege und Rechnungsprüfungskommission 

2.  Kirchenpflege und Kirchengutsverwaltung 

3. Rechnungsprüfungskommission und Kirchengutsverwaltung. 

5 Mit dem Amt eines ehrenamtlichen Mitglieds der Kirchenpflege sind zusätzlich 

nicht vereinbar Arbeitsverhältnisse von Mitarbeitenden der Kirchgemeinde mit einem 

Pensum von mehr als 20 %. Zudem dürfen die bei der Kirchgemeinde angestellten 

ehrenamtlichen Mitglieder und die ordinierten Dienste, die der Kirchenpflege von 

Amtes wegen angehören, zusammen keine Mehrheit stellen. 

6 Pfarrerinnen und Pfarrer, Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone sowie die weiteren 

von der Kirchgemeinde angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können nicht 

in das Kirchenpflegepräsidium gewählt werden. 

7 Mitglieder, die an einer Wahl als Kandidatinnen oder Kandidaten beteiligt sind, so-

wie deren Verwandte bis und mit zweiten Grades dürfen nicht bei der Ermittlung des 

Ergebnisses dieser Wahl mitwirken. 

8 Der Kirchenrat kann in begründeten Fällen Ausnahmen von Abs. 2 bis 4 gestatten. 

§ 58a55 

1 Ist die weitere Ausübung des Amtes oder Dienstverhältnisses aufgrund einer Zer-

rüttung nicht mehr zumutbar, kann die gewählte Person abgewählt werden. 

2 Als gewählte Personen gelten sowohl ordinierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

als auch ehrenamtliche Mitglieder der Kirchenpflege. 

§ 58b 

1 Die Kirchenpflege leitet das Abwahlverfahren ein durch eigenen Beschluss oder 

durch Beschluss der Kirchgemeindeversammlung gemäss § 14 Abs. 2 Geschäftsord-

nung für Kirchgemeindeversammlungen56. 

2 Für die Beschlüsse gemäss Abs. 1 gelten die Ausstandspflichten gemäss § 57. Die 

Beschlüsse sind nicht anfechtbar. 

3 Vor Abschluss des Abwahlverfahrens einer gewählten Person kann in derselben 

Kirchgemeinde kein weiteres Abwahlverfahren eingeleitet werden. 

§ 58c 

1 Die Kirchenpflege teilt der gewählten Person die Einleitung des Abwahlverfahrens 

mit. 

2 Die Mitteilung erfolgt in schriftlicher Form und nimmt auf die Zerrüttung Bezug. 

3 Der gewählten Person ist eine Frist von 14 Tagen zur Anhörung zu gewähren. Die 

Stellungnahme der gewählten Person kann in mündlicher oder schriftlicher Form er-

folgen. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
55 §§ 58a-j eingefügt durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 

56 SRLA 273.400. 
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§ 58d 

1 Die Kirchenpflege informiert die Dekanatsleitung spätestens nach erfolgter Anhö-

rung der gewählten Person über das bisherige Verfahren. 

2 Die Dekanatsleitung lädt die Beteiligten zu einem klärenden Gespräch. 

3 Die Kirchenpflege kann den nächsten Verfahrensschritt nach erfolgtem Gespräch 

mit der Dekanatsleitung oder spätestens nach Ablauf von zwei Monaten nach Infor-

mation der Dekanatsleitung einleiten. 

§ 58e 

1 Die Kirchenpflege erteilt den Auftrag, eine Mediation mit einer Mediatorin SDM 

oder einem Mediator SDM durchzuführen. 

2 Die Kosten des Mediationsverfahrens trägt die Kirchgemeinde. 

3 Wurde vor dem Abwahlverfahren bereits ein Mediationsverfahren durchgeführt, 

können die Parteien auf das Mediationsverfahren im Rahmen des Abwahlverfahrens 

verzichten. 

§ 58f 

1 Ist die Mediation gescheitert oder nicht zustande gekommen, beschliesst die Kir-

chenpflege über den Antrag auf Abwahl. Der Beschluss ist nicht anfechtbar. 

2 Die Kirchenpflege leitet den Beschluss auf Abwahl an den Kirchenrat weiter und 

informiert über das bisherige Verfahren. Mit dem Antrag sind die Nachweise einzu-

reichen, dass die Dekanatsleitung einbezogen und ein Mediationsverfahren durchge-

führt wurde. 

§ 58g 

1 Der Kirchenrat prüft das Vorliegen der formellen Voraussetzungen für ein gültiges 

Abwahlverfahren. 

2 Stellt der Kirchenrat die ordnungsgemässe Durchführung des bisherigen Verfahrens 

fest, erteilt er der Kirchenpflege die Genehmigung, die Abwahl an der Kirchgemein-

deversammlung zu beantragen. 

§ 58h 

1 Die Kirchenpflege stellt der Kirchgemeindeversammlung den Antrag auf Abwahl 

der gewählten Person. 

2 Die Kirchenpflege und die gewählte Person erhalten Gelegenheit zur Stellung-

nahme. 

3 Die Abstimmung über den Abwahlantrag erfolgt geheim. 

§ 58i 

1 Nimmt die Kirchgemeindeversammlung den Antrag auf Abwahl der gewählten Per-

son an, wird diese sofort von ihrem Amt freigestellt. 

2 Der abgewählten Person ist eine Abgangsfrist von drei Monaten zu gewähren. Diese 

Frist beginnt mit dem auf die Abwahl folgenden Monat. 
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§ 58j 

Der Rechtsschutz im Abwahlverfahren richtet sich nach §§ 140–151. 

d. Liegenschaften 

§ 59 

1 Die Kirchgemeinde erstellt und unterhält oder mietet die nötigen Gebäude und Lie-

genschaften wie Kirchen, Pfarrhäuser mit Nebengebäuden und Kirchgemeindehäuser. 

Sie kann diese Aufgaben auch gemeinsam mit anderen Körperschaften erfüllen. 

2 Die Kirchenpflege ist der Kirchgemeinde gegenüber für den Zustand aller ihrer Ge-

bäude und Liegenschaften verantwortlich. Sie kann zur Wahrnehmung dieser Verant-

wortung externe Fachleute beiziehen. 

§ 60 

1 Für Pläne und Kostenvoranschläge für Neubauten, Renovationen und Umbauten, 

die mit einem Verpflichtungskredit als eigenes Traktandum an der Kirchgemeinde-

versammlung beschlossen werden, bleibt das Verfahren gemäss § 108 Abs. 1 Ziff. 14 

vorbehalten. 

2 Bau, Unterhalt und Betrieb von Liegenschaften haben nach umweltfreundlichen 

Gesichtspunkten zu erfolgen. 

3 Gebäude und Grundstücke des Verwaltungsvermögens dürfen nur mit Genehmi-

gung des Kirchenrates in das Finanzvermögen überführt und danach verkauft oder 

abgetreten werden. Für Baurechts- und andere Dienstbarkeitsverträge bleibt das Ver-

fahren gemäss § 108 Abs. 1 Ziff. 16 vorbehalten. 

§ 61 

Ein zwischen Kirchenpflege und Pfarrerin oder Pfarrer abzuschliessender Pfarramts- 

und Wohnungsvertrag gemäss landeskirchlichem Formular regelt Bezug, Benützung, 

Unterhalt und Rückgabe von Pfarrhaus, Nebengebäuden und zweckgebundenen Gü-

tern. 

§ 62 

1 Die Kirchenpflege entscheidet über die Benützung der kirchlichen Gebäude durch 

Angehörige anderer Konfessionen und religiöse Gemeinschaften und zu anderen 

Zwecken wie öffentliche Versammlungen, musikalische Aufführungen und Vorträge. 

Solche Veranstaltungen dürfen dem Wesen der Kirche nicht widersprechen. 

2 Der sonntägliche Gottesdienst darf wegen anderer Veranstaltungen in den Liegen-

schaften der Kirchgemeinde nicht ausfallen. 

§ 6357 

1 Über die Benützung des Kirchengeläutes, sofern es Eigentum der Kirchgemeinde 

ist, entscheidet die Kirchenpflege. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
57 § 63 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 
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2 Sie ordnet das Läuten für Gottesdienste und Segnungshandlungen sowie das orts-

übliche Zeitläuten. 

3 In der Regel wird jeder Sonn- und Feiertag durch Geläute am Vorabend angekün-

digt. Ausnahmen beschliesst die Kirchenpflege. 

4 Aufgrund besonderer Vereinbarungen stellt die Kirchgemeinde das Geläute Behör-

den von Staat und Gemeinden zur Verfügung. 

e. Archive 

§ 6458 

1 Die Kirchenpflege lässt Register über die Getauften, die Konfirmierten, die kirch-

lich Getrauten und Bestatteten führen. 

2 In die Register werden grundsätzlich alle Taufen, Konfirmationen, Trauungen und 

Abdankungen unabhängig von der Gemeindezugehörigkeit der Beteiligten in derjeni-

gen Kirchgemeinde eingetragen, in der sie im Rahmen eines Gemeinde- oder Kasual-

gottesdienstes vollzogen werden. 

3 Bei Taufen, Konfirmationen, Trauungen und Abdankungen, die ausserhalb von 

kirchlichen Gebäuden und Anlagen und nicht auf dem Gebiet der Kirchgemeinde voll-

zogen werden, dem die Betroffenen gemäss § 5 angehören, entscheiden die vollzie-

henden Pfarrerinnen und Pfarrer, ob sie in das Register am Ort des Vollzugs oder in 

das Register jener Kirchgemeinde eingetragen werden. 

4 Abdankungen in einem Krematorium werden im Register der Kirchgemeinde des 

letzten Wohnortes der oder des Verstorbenen eingetragen. 

5 Die Dekanatsleitung führt die Aufsicht über die Kirchenarchive des Dekanats und 

kontrolliert die Führung der Register. 

§ 65 

1 Die Kirchgemeinde sorgt für die sichere Aufbewahrung, Erhaltung und Benutzbar-

keit des Archivgutes. 

2 Der Kirchenrat erlässt zur Führung des Archivs eine Archivordnung59. 

4. Beauftragte der Kirchgemeinde 

a. Allgemeines 

§ 66 

1 Damit die Kirchgemeinde ihren Auftrag erfüllen kann, müssen neben der freiwilli-

gen Mitarbeit einige Dienste geregelt werden. Sie werden vor allem durch folgende 

Beauftragte ausgeübt: 

1. Pfarrerinnen und Pfarrer 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
58 § 64 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

59 SRLA 236.700. 
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2. Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone 

3. Katechetinnen und Katecheten 

4. Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker 

5. Sigristinnen und Sigriste 

6. Kirchengutsverwalterinnen und Kirchengutsverwalter 

7. Sekretärinnen und Sekretäre. 

2 Die Synode erlässt zu den Anstellungsverhältnissen für ordinierte und nicht ordi-

nierte Dienste Dienst- und Lohnreglemente60. 

3 Vor der Schaffung neuer Stellen prüft jede Kirchenpflege folgende Alternativen: 

1. den Ausbau anderer Dienste in der Kirchgemeinde 

2. die mögliche Zusammenarbeit mit anderen Kirchgemeinden. 

b. Pfarrerinnen und Pfarrer 

§ 6761 

1 Jede Kirchgemeinde wählt eine oder mehrere Pfarrerinnen oder einen oder mehrere 

Pfarrer. Sie üben ihren Dienst in Zusammenarbeit mit den ehrenamtlichen Mitgliedern 

der Kirchenpflege und den Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen aus. 

2 Wo in einer Kirchgemeinde die zunehmende Arbeit die Anstellung einer weiteren 

Pfarrerin oder eines weiteren Pfarrers verlangt, kann die Kirchenpflege bis zur Errich-

tung einer neuen Pfarrstelle eine Stellvertretung einrichten. Die Kirchenpflege regelt 

deren Einsatz im Einvernehmen mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer. 

3 Ist eine Pfarrstelle vakant und übernehmen nicht Nachbarpfarrämter die Stellvertre-

tung, so kann die Stelle für höchstens zwölf Monate durch eine stellvertretende Pfar-

rerin oder einen stellvertretenden Pfarrer versehen werden. 

4 Ist eine Pfarrerin oder ein Pfarrer durch Krankheit, Unfall, Urlaub oder eine andere 

Ursache an der Ausübung des Dienstes ganz oder teilweise verhindert, sorgt die Kir-

chenpflege ohne Verzug für eine Stellvertretung, es sei denn, die Pfarrerin oder der 

Pfarrer sorge im Einvernehmen mit der Kirchenpflege selber für geeignete Vertretung 

oder Entlastung. Sofern die Lage der Kirchgemeinde es erfordert, ergreift der Kir-

chenrat die nötigen Massnahmen zur Aufrechterhaltung des Dienstes. 

5 Vor der Anstellung einer Stellvertretung stellt der Kirchenrat die Wählbarkeit der 

stellvertretenden Pfarrerinnen und Pfarrer fest. 

§ 6862 

1 Voraussetzung für die Wahlfähigkeit als Pfarrerin oder Pfarrer ist eine zureichende 

akademisch-theologische und pfarramtlich-praktische Ausbildung. 

2 Massgebend sind die Bestimmungen des Konkordats betreffend die gemeinsame 

Ausbildung der evangelisch-reformierten Pfarrerinnen und Pfarrer und ihrer Zulas-

sung zum Kirchendienst63. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
60 SRLA 371.300, SRLA 371.400. 

61 Abs. 3–5 Reihenfolge geändert durch Beschluss der Synode vom 04. November 2015. 

62 §§ 68-69 bisher zusammengefasst und geändert durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 

63 SRLA 940.100. 
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3 Der Kirchenrat kann Theologinnen oder Theologen, die kein Wahlfähigkeitszeug-

nis des Konkordats besitzen, die Wahlfähigkeit zusprechen, sofern sie sich ausweisen 

über eine den Bestimmungen des Konkordats mindestens äquivalente Ausbildung. Er 

kann die Wahlfähigkeit mit Auflagen verbinden. Zu den Einzelheiten erlässt der Kir-

chenrat eine Verordnung64. 

4 Der Kirchenrat kann ausnahmsweise Bewerberinnen oder Bewerbern ohne akade-

misch-theologische und pfarramtlich-praktische Ausbildung die Wahlfähigkeit zu-

sprechen, wenn sie sich über eine zureichende Ausbildung ausweisen und sich prak-

tisch bewährt haben. Er kann vor der Erklärung der Wahlfähigkeit die Durchführung 

einer Prüfung anordnen. Er erlässt zu den Anforderungen, zur Prüfung und zum Wei-

teren eine Verordnung65. 

§ 6966 

1 Voraussetzungen für die Wählbarkeit als Pfarrerin oder Pfarrer sind 

1. Wahlfähigkeit und Ordination als Pfarrerin oder Pfarrer 

2. Handlungsfähigkeit 

3. guter Leumund 

4. persönliche Eignung 

5. praktische Bewährung. 

2 Zu den Einzelheiten der Wählbarkeitsvoraussetzungen erlässt der Kirchenrat eine 

Verordnung67. 

3 Für die Erteilung einer definitiven Wählbarkeit ist eine der Ordination folgende 

zweijährige Tätigkeit als Pfarrerin oder Pfarrer beziehungsweise stellvertretende Pfar-

rerin oder stellvertretender Pfarrer Voraussetzung. Andernfalls wird eine provisori-

sche Wählbarkeit für zwei Jahre erteilt. Die definitive Wählbarkeit ist von der Kir-

chenpflege vor Ablauf der provisorischen Wählbarkeit beim Kirchenrat zu 

beantragen. Nach Erteilung der definitiven Wählbarkeit erfolgt in der laufenden 

Amtsperiode keine Wiederwahl. Bei Nichterteilung der definitiven Wählbarkeit endet 

das Dienstverhältnis durch Hinfall der Wählbarkeitsvoraussetzungen mit dem Ende 

der provisorischen Wählbarkeit68. Die Abgangsfrist ist zu gewähren69. 

4 Der Kirchenrat kann die Wählbarkeit mit Auflagen und Einschränkungen erteilen. 

Er erlässt zu den Einzelheiten der Erteilung der Wählbarkeit eine Verordnung70. 

5 In begründeten Fällen kann der Kirchenrat jederzeit überprüfen, ob die Vorausset-

zungen der Wählbarkeit erfüllt sind. 

6 Es besteht kein Rechtsanspruch auf Erteilung der Wählbarkeit. 

§ 70 

1 Die Ordination zum Pfarrdienst wird vom Kirchenrat angeordnet und durch eines 

seiner ordinierten Mitglieder in einem öffentlichen Gottesdienst vollzogen. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
64 SRLA 371.320. 

65 SRLA 371.320. 

66 § 69 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 

67 SRLA 371.320. 

68 § 13 Abs. 1 Ziff. 7 DLD, SRLA 371.300. 

69 § 13 Abs. 5 DLD, SRLA 371.300. 

70 SRLA 371.320. 
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2 Das Ordinationsgelübde lautet: „Ich gelobe vor Gott, dem Allmächtigen und Barm-

herzigen, Christus und seiner Kirche in Treue zu dienen, sein Wort nach der Heiligen 

Schrift zu lehren und zu predigen und mich im Leben vom Geist des Evangeliums 

bestimmen zu lassen.“ Das Gelübde wird geleistet mit den Worten „Das gelobe ich 

vor Gott.“ 

§ 71 

1 Wer durch die Konkordatsprüfung die Wahlfähigkeit erlangt hat oder vom Kirchen-

rat für wahlfähig erklärt worden ist, wird nach der Ordination ins aargauische Minis-

terium aufgenommen. 

2 Angehörige anderer Ministerien werden nach erfolgter Wahl durch den Antritt eines 

Amtes oder Dienstes in der aargauischen Landeskirche Mitglied des aargauischen Mi-

nisteriums.71 

3 Wer in ausserkantonalen Kirchendienst übertritt, verliert die Zugehörigkeit zum 

aargauischen Ministerium. 

4 Auf Antrag kann der Kirchenrat auch ordinierte Pfarrerinnen und Pfarrer, die nicht 

Inhaberinnen oder Inhaber einer landeskirchlichen Stelle sind, aber im Gebiet der 

Landeskirche Wohnsitz haben oder von ihr ordiniert worden sind, in das Ministerium 

aufnehmen. 

5 Sämtlichen im Gebiet der Landeskirche wohnhaften Mitgliedern des Ministeriums 

kann der Kirchenrat auch besondere Aufgaben zuweisen. 

6 Der Kirchenrat führt das Verzeichnis der Mitglieder des Ministeriums. 

§ 72 

1 Eine zu besetzende Pfarrstelle ist dem Kirchenrat zu melden und öffentlich auszu-

schreiben. 

2 Vor dem Wahlvorschlag an die Kirchgemeinde hat die Kirchenpflege beim Kir-

chenrat zu beantragen, die Wählbarkeit der vorzuschlagenden Pfarrerin oder des vor-

zuschlagenden Pfarrers festzustellen.72 

3 Die Absätze 1–2 gelten sowohl für Urnenwahl als auch für die Wahl an Kirchge-

meindeversammlungen.73 

§ 73 

1 Die Kirchenpflege setzt den Wahltag fest und gibt ihn mit ihrem Wahlvorschlag 

sieben Wochen vor dem Wahltermin durch Publikation in den von der Kirchenpflege 

bestimmten Publikationsorganen bekannt. 

2 Für ihren Wahlvorschlag ist die Kirchenpflege nicht an die Anmeldungen gebun-

den, sondern kann einen freien Vorschlag als Berufung unterbreiten. In diesem Fall 

holt die Kirchenpflege zuvor eine Zustimmungserklärung der oder des Vorzuschla-

genden und das Gutachten über ihre oder seine Wählbarkeit vom Kirchenrat ein. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
71 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 17. November 2021. 

72 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

73 Abs. 3 bisher aufgehoben, Abs. 4 bisher neu Abs. 3 und geändert durch Beschluss der Synode vom 15. Novem-

ber 2017. 
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3 Bis spätestens fünf Wochen vor der Wahl können der Kirchenpflege freie Wahlvor-

schläge schriftlich eingereicht werden. Diese müssen jeweils von mindestens 5 % der 

Stimmberechtigten, in jedem Fall aber von mindestens 20 Stimmberechtigten, unter-

zeichnet und von einer Zustimmungserklärung der oder des Vorzuschlagenden sowie 

den Ausweisen über die Wahlfähigkeit begleitet sein. Die Kirchenpflege holt vom 

Kirchenrat das Gutachten über die Wählbarkeit ein.74 

4 Liegt nur ein Wahlvorschlag vor, so haben die Stimmberechtigten auf dem Wahl-

zettel die Frage, ob sie die vorgeschlagene Pfarrerin oder den vorgeschlagenen Pfarrer 

wählen wollen, mit ja oder nein zu beantworten. Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, 

so haben die Stimmberechtigten auf dem Wahlzettel den Namen ihrer Kandidatin oder 

ihres Kandidaten einzusetzen. 

5 Diese Bestimmungen gelten sowohl für Urnenwahlen als auch für Wahlen an Kirch-

gemeindeversammlungen.75 

§ 7476 

Theologinnen und Theologen, die den Bachelor in Theologie oder einen gleichwerti-

gen Abschluss erreicht haben, das Ekklesiologisch-Praktische Semester oder gleich-

wertige kirchliche Praktika absolviert haben und einer reformierten Landeskirche an-

gehören, können einzelne pfarramtliche Dienste stellvertretend ausüben. Der 

Kirchenrat stellt zuhanden der Kirchenpflege die Zulassung fest. 

§ 75 

Im Übrigen gilt für das Dienstverhältnis der Pfarrerinnen und Pfarrer das Dienst- und 

Lohnreglement für die ordinierten Dienste77. 

c. Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone 

§ 76 

1 Die Ausbildung der Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone richtet sich nach den 

Mindestanforderungen von Diakonie Schweiz.78 

2 Nach Abschluss der Ausbildung folgt eine zweijährige Berufstätigkeit als Sozialdi-

akonin oder Sozialdiakon im Anstellungsverhältnis. Der Kirchenrat stellt die genü-

gende Ausbildung für eine Anstellung als Sozialdiakonin oder Sozialdiakon fest. 

3 Für die Anstellung von Stellvertreterinnen und Stellvertretern gilt § 67 Abs. 2–5 

entsprechend.79 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
74 Abs. 3 geändert durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

75 Abs. 5 bisher aufgehoben, Abs. 6 bisher neu Abs. 5 und geändert durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 

2021. 

76 Neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

77 SRLA 371.300. 

78 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 

79 Abs. 3 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 04. November 2015. 
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§ 77 

1 Die Ordination der Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone zum Diakonat erfolgt frü-

hestens ein Jahr nach Aufnahme der Berufstätigkeit. Sie wird vom Kirchenrat be-

schlossen und durch eines seiner ordinierten Mitglieder in einem öffentlichen Gottes-

dienst vollzogen. 

2 Das Ordinationsgelübde lautet: „Ich gelobe vor Gott, dem Allmächtigen und Barm-

herzigen, Christus und seiner Kirche als Sozialdiakonin oder Sozialdiakon in Treue 

zu dienen und mich im Leben vom Geist des Evangeliums bestimmen zu lassen.“ Das 

Gelübde wird geleistet mit den Worten „Das gelobe ich vor Gott.“ 

§ 7880 

1 Nach zweijähriger Berufstätigkeit und erfolgter Ordination81 stellt der Kirchenrat 

die Wählbarkeit der Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone fest. Die Voraussetzungen 

der Wählbarkeit richten sich nach § 69 Abs. 1-2 und 4-6. 

2 Ordinierte Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone, deren Wählbarkeit vom Kirchen-

rat festgestellt wurde, werden von der Kirchgemeinde gewählt. Sie üben ihren Dienst 

in Zusammenarbeit mit den ehrenamtlichen Mitgliedern der Kirchenpflege und den 

Pfarrerinnen und Pfarrern aus. 

3 Eine Ausnahme gilt für die Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone, die vor 1991 eine 

Anstellung angenommen haben und nicht ordiniert worden sind. Ihnen steht ebenfalls 

das Recht auf Wahlen zu. 

4 Erfüllen Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone die Voraussetzungen für eine Wahl 

durch die Kirchgemeinde und hat der Kirchenrat ihre Wählbarkeit erteilt, so richtet 

sich die Wahl nach den für die Wahl von Pfarrerinnen oder Pfarrern massgebenden 

Bestimmungen (§§ 72-73). 

§ 79 

Im Übrigen gilt für das Dienstverhältnis der Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone das 

Dienst- und Lohnreglement für die ordinierten Dienste82. 

d. Katechetinnen und Katecheten83 

§ 80 

1 Katechetinnen und Katecheten, die einer evangelischen Landeskirche angehören, 

werden für ihren Dienst beauftragt. Mit der Beauftragung ermächtigt die Landeskirche 

geeignete Personen aufgrund ihrer Ausbildung und Berufung zur Ausübung des kate-

chetischen Dienstes. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
80 Marginalie geändert, Abs. 1 Satz 2 ergänzt und Abs. 4 Verweis ergänzt durch Beschluss der Synode vom 

15. November 2017. 

81 Gemäss § 77. 

82 SRLA 371.300. 

83 Titel d. geändert, § 80 alt aufgehoben und § 80 neu eingefügt durch Beschluss der Synode vom 04. November 

2015. 
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2 Die Beauftragung der Katechetinnen und Katecheten erfolgt nach Abschluss oder 

Anerkennung der Ausbildung. Sie wird vom Kirchenrat beschlossen und durch eines 

seiner Mitglieder in einem öffentlichen Gottesdienst vollzogen. 

3 Die Beauftragung gilt für das ganze Gebiet der Landeskirche. Sie ist nicht an eine 

konkrete Anstellung gebunden. 

e. Laienpredigerinnen und Laienprediger 

§ 81 

1 Der Kirchenrat kann befähigte Kirchenmitglieder zur stellvertretenden Leitung von 

Gottesdiensten als Laienpredigerinnen und Laienprediger ernennen. 

2 Der Kirchenrat erlässt zum Weiteren je eine Verordnung zur Ausbildung und zum 

Dienst84. 

f. Weitere Beauftragte 

§ 82 

1 Die Kirchenpflege kann nicht ordinierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als wei-

tere Beauftragte anstellen. 

2 Zu den nicht ordinierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zählen neben Kateche-

tinnen und Katecheten insbesondere Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker, Kir-

chengutsverwalterinnen und Kirchengutsverwalter, Sigristinnen und Sigriste sowie 

Sekretärinnen und Sekretäre.85 

3 Nicht ordinierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen in einem öffentlich-recht-

lichen Anstellungsverhältnis. Sie unterstehen der Aufsicht der Kirchenpflege. 

4 Im Übrigen gilt für das Dienstverhältnis der nicht ordinierten Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter das Dienst- und Lohnreglement für nicht ordinierte Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter in den Evangelisch-Reformierten Kirchgemeinden des Kantons Aargau86. 

5. Freiwilligenarbeit 

§ 83 

1 Freiwilligenarbeit ist unentgeltliches Engagement für Dritte. Sie ist für das Leben 

der Kirche unverzichtbar. 

2 Die Kirchgemeinde ermutigt zur Freiwilligenarbeit und fördert die freiwillige Mit-

arbeit ihrer Mitglieder durch angemessene Anerkennung, Weiterbildungsangebote, 

Bestätigungen für freiwilliges und ehrenamtliches Engagement, Spesenentschädigung 

und Versicherungsschutz.87 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
84 SRLA 372.100, SRLA 372.200. 

85 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 04. November 2015. 

86 SRLA 371.400. 

87 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 04. November 2015. 
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6. Regionale Zusammenarbeit 

§ 84 

1 Die Kirchgemeinden fördern das kirchliche Leben durch nachbarschaftliche und re-

gionale Zusammenarbeit untereinander, namentlich bei: 

1. Aktionen, Kursen, Tagungen 

2. seelsorgerlichen Aufgaben 

3. pädagogischem Handeln und Erwachsenenbildung 

4. diakonischen Aufgaben 

5. der Anstellung von kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

6. der Anschaffung technischer Hilfsmittel. 

2 Sie regeln die dauernde übergemeindliche Zusammenarbeit durch Vertrag oder 

Reglement. 

3 Pastorationsverträge sind Verträge über gemeinsam wahrgenommene Seelsorge. 

Sie werden der Kirchgemeindeversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt. Vorbe-

halten bleibt das Verfahren § 108 Abs. 1 Ziff. 20. 

§ 85 

Die Landeskirche fördert die regionale Zusammenarbeit der Kirchgemeinden. An die 

Aufwendungen für Dienste auf regionaler Grundlage können landeskirchliche Bei-

träge geleistet werden. 

IV. Die Landeskirche 

1. Auftrag der Landeskirche 

§ 86 

Die Landeskirche übernimmt kirchliche Aufgaben, soweit sie weder durch die einzel-

nen Kirchgemeinden noch durch regionale Zusammenarbeit zweckmässig gelöst wer-

den können. 

§ 87 

1 Der Kirchenrat stellt die Seelsorge an Spitälern, Heimen und Gefängnissen sicher. 

2 Pfarrerinnen und Pfarrer und andere mit der Seelsorge Beauftragte können ihre Ge-

meindemitglieder in diesen Einrichtungen als Seelsorgerinnen und Seelsorger unter 

Beachtung der Hausordnung besuchen. 

§ 88 

Die Landeskirche arbeitet eng mit der für den Aargau zuständigen Regionalstelle des 

„Hilfswerk der Evangelischen Kirchen Schweiz“ (HEKS) zusammen. Diese Zusam-

menarbeit umfasst insbesondere die Bereiche Migration und Diakonie. 
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§ 89 

Der Unterricht des Freifaches Religion, Seelsorge und Schulvernetzung an den kan-

tonalen Schulen sind Aufgaben der Landeskirche. Der Unterricht dient der Klärung 

und Vertiefung des christlichen Glaubens in seiner Begegnung mit anderen Religio-

nen, geistigen Strömungen und Aufgaben der Gegenwart. 

§ 90 

1 An der Volksschule wird auf Grund der staatlichen Gesetzgebung kirchlicher Reli-

gionsunterricht ermöglicht. 

2 Die Landeskirche fördert diesen Unterricht durch die Ausbildung von katecheti-

schen Fachpersonen und durch Weiterbildungskurse für Unterrichtende. 

§ 91 

1 Die Landeskirche verpflichtet sich, die Nachfolge Christi aufzunehmen und durch 

entsprechendes Handeln zu verwirklichen. 

2 Die Landeskirche und ihre Kirchgemeinden arbeiten zu diesem Zweck mit dem 

Hilfswerk der Evangelischen Kirchen Schweiz (HEKS), Brot für alle (BFA), mission 

21 (evangelisches missionswerk basel) und allfälligen weiteren Partnerinnen und Part-

nern des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes (SEK)88 zusammen und un-

terstützen die in den entsprechenden Stiftungsurkunden, Stiftungsreglementen oder 

Leitbildern umrissenen Aufgaben. 

3 Die Landeskirche unterstützt, ergänzend zu § 40, insbesondere die Sozialarbeit und 

Entwicklungszusammenarbeit zu Gunsten der Schwächeren und Notbedürftigen im 

In- und Ausland. Im Ausland geschieht dies vor allem durch die Unterstützung von 

Projekten der lokalen Kirchen oder von gleichwertigen Partnern. 

4 Die Landeskirche und ihre Kirchgemeinden helfen in Zusammenarbeit mit den drei 

Werken bei der Sensibilisierung der Bevölkerung für diese Anliegen mit.89 

5 Die Synode erlässt zu den finanziellen Beiträgen an die Werke im Sinne von Ab-

satz 2 ein Reglement90. 

§ 92 

1 Die Landeskirche unterhält Wohn- und Betreuungsstätten für Mitmenschen, die der 

Unterstützung bedürfen91. 

2 Die Synode kann die Übernahme oder Förderung weiterer ähnlicher Aufgaben be-

schliessen. 

§ 93 

1 Die Landeskirche arbeitet mit ihren Diensten an den Aufgaben, die sich der ganzen 

Kirche stellen. Sie fördert das Leben ihrer Kirchgemeinden. 

2 Die Landeskirche ordnet durch Synodebeschluss landeskirchliche Dienste wie Spi-

talseelsorge, Religionsunterricht an kantonalen Schulen und Bildungsarbeit. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
88 Ab 01. Januar 2020: Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz (EKS). 

89 Abs. 4 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. November 2014. 

90 SRLA 722.300. 

91 SRLA 712.300. 
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3 Der Kirchenrat bestimmt den Grundauftrag, trifft die erforderlichen Anstellungen 

und regelt die Aufsicht. 

§ 94 

1 Als Ort der Begegnung, des Gesprächs, der Besinnung und der Schulung kann die 

Landeskirche ein Tagungszentrum führen. 

2 Der Kirchenrat ist Aufsichtsbehörde und regelt die Organisation und den Betrieb 

des Tagungszentrums in einer Verordnung92.93 

§ 94a94 

1 Die Landeskirche kann ein nicht gewinnorientiertes Dienstleistungszentrum für 

Kirchgemeinden und der Landeskirche nahestehende Institutionen und Organisatio-

nen führen. 

2 Der Kirchenrat ist Aufsichtsbehörde und regelt die Organisation und den Betrieb 

des Dienstleistungszentrums in einer Verordnung95. 

§ 95 

1 Zur Förderung der Kirchenmusik sowie zur Aus- und Weiterbildung von Organis-

tinnen, Organisten, Chorleiterinnen und Chorleitern unterhält die Landeskirche eine 

Institution zur Ausbildung von Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern oder be-

teiligt sich an einer solchen. 

2 Der Kirchenrat regelt das Weitere96. 

§ 96 

1 Die Landeskirche gibt eine regelmässig erscheinende Publikation für alle Kirchen-

mitglieder heraus. 

2 Die Mitgliederpublikation wird allen Haushalten zugestellt, die mindestens ein Mit-

glied der Landeskirche zählen. 

3 Die Kirchgemeinden tragen die Abonnementskosten für die Mitgliederpublikation. 

Die Zentralkasse entrichtet einen Beitrag, dessen Höhe im Reglement97 festgelegt 

wird. 

4 Die Synode erlässt zur Herausgabe einer Mitgliederpublikation ein Reglement.98 

§ 96a99 

1 Die Landeskirche und die Kirchgemeinden haben ein gemeinsames Erscheinungs-

bild. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
92 SRLA 711.300; aufgehoben durch Beschluss des Kirchenrats vom 24. Juni 2021 per 31. Dezember 2021. 

93 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 04. November 2015. 

94 § 94a eingefügt durch Beschluss der Synode vom 16. November 2016. 

95 SRLA 713.300. 

96 SRLA 455.100. 

97 SRLA 239.300. 

98 SRLA 239.300. 

99 § 96 a eingefügt durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 
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2 Die Synode beschliesst die Grundlagen des Erscheinungsbilds. Der Kirchenrat er-

lässt die ausführenden Bestimmungen. 

2. Organisation der Landeskirche 

a. Organe 

§ 97 

1 Die Organe der Landeskirche sind: 

1. die Synode 

2. der Kirchenrat 

3. das Rekursgericht. 

2 Die Landeskirche verfügt mindestens über die folgenden Kommissionen: 

1. die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission (GPK) 

2. die Schlichtungskommission. 

§ 98 

Die Gesamtheit der Stimmberechtigten trifft an der Urne Entscheide über Referen-

dumsvorlagen, Initiativbegehren und Vorlagen der Synode gemäss § 104 Ziff. 17. 

b. Synode 

§ 99100 

1 Die Synode als oberstes Organ besteht aus den Vertreterinnen und Vertretern der 

Kirchgemeinden. Die Amtsperiode dauert vier Jahre und beginnt am 01. Januar. 

2 Die Kirchgemeinden bilden die Wahlkreise. Sie ordnen für eine Amtsperiode 

stimmberechtigte Mitglieder in die Synode ab. Ersatzwahl und Wiederwahl ist mög-

lich.101 

3 Für die Zahl ihrer zu wählenden Synodalen gilt folgender Verteiler:  

Wahlkreisangehörige    

0’000    bis 00’500 1    Synodale    

0’501    bis 02’500 2    Synodale    

2’501    bis 04’500 3    Synodale    

4’501    bis 06’500 4    Synodale    

6’501    bis 08’500 5    Synodale    

8’501    bis 10’500 6    Synodale    

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
100 Abs. 4 alt wird neu Abs. 6, Abs. 4 und 5 neu eingefügt durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

101 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 18. November 2020. 
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0’000    über 10’500 7    Synodale    

4 Berechnungsgrundlage für die Zahl der zu wählenden Synodalen ist die Mitglieder-

zahl am 31. Dezember des dem Wahljahr vorangehenden Jahres. Die gestützt auf die-

sen Stichtag ermittelte Anzahl der zu wählenden Synodalen bleibt für die gesamte 

Amtsperiode bestehen. 

5 Rücktritte aus der Synode sind der Kirchenpflege und dem Präsidium der Synode 

bekannt zu geben. 

6 Ein Mitglied der Synode, das aus seinem Wahlkreis wegzieht, kann die angefangene 

Amtsperiode beenden, sofern es weiterhin im Gebiet der Landeskirche wohnhaft ist. 

Es zeigt den Wegzug der Kirchenpflege und dem Präsidium der Synode an. Verzichtet 

das Mitglied der Synode auf das Amt, findet eine Ersatzwahl statt.102 

§ 100 

Der Kirchenrat beruft die Synode zur konstituierenden Sitzung ein. 

§ 101 

Die Synode wählt aus ihrer Mitte in geheimer Abstimmung die Präsidentin oder den 

Präsidenten, die Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten und vier Beisitzende, die 

auch als Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler amten. Dasselbe Mitglied kann 

nicht in mehr als zwei aufeinanderfolgenden Amtsperioden die Stelle der Präsidentin, 

des Präsidenten oder der Vizepräsidentin, des Vizepräsidenten bekleiden. 

§ 102 

1 Die Synode ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend 

sind. 

2 Die Verhandlungen der Synode sind öffentlich, soweit nicht von ihr selber Aus-

schluss der Öffentlichkeit beschlossen wird. 

§ 103 

1 Die Synode tritt mindestens zweimal im Jahr auf Einladung ihrer Präsidentin oder 

ihres Präsidenten zusammen oder wenn sie selber es beschliesst oder wenn mindestens 

50 Mitglieder oder der Kirchenrat es verlangen. 

2 Die Sitzungen beginnen mit einem Gottesdienst. 

§ 104 

Pflichten und Befugnisse der Synode sind neben den im Organisationsstatut103 ge-

nannten insbesondere folgende: 

1. Sie stellt die Geschäftsordnung104 auf. 

2. Sie wählt die Präsidentin oder den Präsidenten und sechs weitere Mitglieder für 

den Kirchenrat. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
102 Abs. 6 geändert durch Beschluss der Synode vom 18. November 2020. 

103 SRLA 111.100. 

104 SRLA 232.300. 
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3. Sie wählt die Mitglieder des Rekursgerichts und erlässt für dieses ein Regle-

ment105. 

4. Sie wählt die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission. 

5. Sie wählt die Schlichtungskommission und erlässt für diese ein Reglement106. 

6. Sie wählt auf Antrag des Kirchenrates die Vertreterinnen und Vertreter der Lan-

deskirche in die Abgeordnetenversammlung des Schweizerischen Evangeli-

schen Kirchenbundes.107 Die Präsidentin oder der Präsident des Kirchenrates ist 

von Amtes wegen Mitglied in der Abgeordnetenversammlung des Schweizeri-

schen Evangelischen Kirchenbundes.108 

7. Sie genehmigt nach Vorlagen des Kirchenrates den Jahresbericht, die Jahres-

rechnung und den Voranschlag der Zentralkasse. 

8. Sie ordnet die Landeskirchlichen Dienste. 

9. Sie regelt die finanziellen Angelegenheiten der Landeskirche und führt die 

Oberaufsicht über die gesamte Kirchenverwaltung. 

10. Sie setzt die Löhne der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeskirche, die 

Mindestlöhne der ordinierten Dienste und der nicht ordinierten Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter der Kirchgemeinden fest und erlässt die dazugehörenden 

Dienst- und Lohnreglemente für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Lan-

deskirche und der Kirchgemeinden109. 

11. Sie bestimmt die Entschädigung, das Taggeld und die Reisespesen der landes-

kirchlichen Behörden und deren Beauftragten. Sie erlässt die dazu nötigen Reg-

lemente110. 

12. Sie beschliesst über Neubildungen von Kirchgemeinden sowie über Verände-

rungen in deren Zusammensetzung. 

13. Sie ordnet die Beziehungen zum Konkordat betreffend die gemeinsame Ausbil-

dung der evangelisch-reformierten Pfarrerinnen und Pfarrer und ihre Zulassung 

zum Kirchendienst111. 

14. Sie ordnet die Beziehungen zu Diakonie Schweiz betreffend die Ausbildung 

von Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen112. 

15. Sie kann kirchlichen Institutionen und anderen Vereinigungen beitreten. Bei-

träge an solche Organisationen werden im Rahmen des Voranschlages von der 

Zentralkasse geleistet. 

16. Sie entscheidet über die Einführung von Liturgie und Gesangbuch. 

17. Sie kann rechtsetzende Erlasse der Synode mit absoluter Mehrheit der anwe-

senden Synodalen der landeskirchlichen Volksabstimmung unterstellen. 

§ 105 

1 Das Protokoll der Synode wird zuhanden der zuständigen Organe veröffentlicht. 

2 Das Sekretariat des Kirchenrates (Kirchenkanzlei) führt das Protokoll der Synode. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
105 SRLA 233.300. 

106 SRLA 238.300. 

107 Ab 01. Januar 2020: Synode der Evangelisch-reformierten Kirche Schweiz. 

108 Ab 01. Januar 2020: Synode der Evangelisch-reformierten Kirche Schweiz. 

109 SRLA 341.100, SRLA 371.300, SRLA 371.400. 

110 SRLA 232.700. 

111 SRLA 940.100. 

112 Ziff. 14 geändert durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 
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c. Kirchenrat 

§ 106 

1 Der Kirchenrat besteht aus sieben Mitgliedern. 

2 Die Synode wählt die Präsidentin oder den Präsidenten und anschliessend die wei-

teren Mitglieder des Kirchenrats an der Sommersession des letzten Amtsjahres für die 

nachfolgende Amtsperiode in geheimer Abstimmung. Wählbar sind alle stimmbe-

rechtigten Mitglieder einer schweizerischen reformierten Landeskirche. Zum Zeit-

punkt des Amtsantritts gilt die Wohnsitzpflicht im Kanton Aargau. 

3 Mitglieder der Synode, die in den Kirchenrat gewählt werden, scheiden mit dem 

Amtsantritt aus der Synode aus. 

4 Verwandte und Verschwägerte bis und mit dem zweiten Grade, Ehegatten, einge-

tragene Partnerinnen und Partner sowie Ehegatten und eingetragene Partnerinnen und 

Partner von Geschwistern dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des Kirchenrates sein. 

Die Auflösung der Ehe hebt den Ausschlussgrund der Schwägerschaft nicht auf. 

5 Der Kirchenrat wählt aus seiner Mitte die Vizepräsidentin oder den Vizepräsiden-

ten. 

6 Er untersteht der Schweigepflicht. Vorbehalten sind die Bestimmungen des Geset-

zes über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen 

(IDAG) vom 24. Oktober 2006113. 

§ 107114 

1 Der Kirchenrat wird von der Präsidentin oder vom Präsidenten einberufen, so oft 

die Geschäfte es erfordern oder wenn drei Mitglieder es verlangen. 

2 Er ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. 

3 Ein Beschluss gilt dann als zustande gekommen, wenn ihm mehr als die Hälfte der 

stimmberechtigten Anwesenden zugestimmt haben (absolutes Mehr). Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die oder der Vorsitzende. 

4 Innerhalb der Behörde gilt das Kollegialitätsprinzip. Jedes anwesende Mitglied ist 

zur Stimmabgabe verpflichtet. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 

§ 108 

1 Dem Kirchenrat sind insbesondere folgende Pflichten und Befugnisse übertragen: 

1. Er besorgt den Verkehr mit den Staatsbehörden, den Kirchenpflegen und 

Pfarrämtern des Kantons und mit auswärtigen kirchlichen Behörden. 

2. Er vollzieht die Erlasse der Synode. 

3. Er erlässt die Verordnungen, die nicht in die Zuständigkeit der Synode fallen. 

4. Er erlässt im Zusammenhang mit dem Gesetz über die Information der Öffent-

lichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen (IDAG) vom 24. Okto-

ber 2006115 eine Verordnung116. Er kann für aufwändige Verfahren und für die 

Erstellung von Kopien eine angemessene Gebühr vorsehen. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
113 SAR 150.700. 

114 Abs. 3-4 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 07. Juni 2017. 

115 SAR 150.700. 

116 SRLA 236.700. 
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5. Er stellt an die Synode Antrag über die Neubildung, Neueinteilung oder den 

Zusammenschluss von Kirchgemeinden. 

6. Er erstattet der Synode einen Jahresbericht, die Jahresrechnung und den Bericht 

über das Vermögen und die Einkünfte der Landeskirche sowie den Voranschlag 

für das folgende Rechnungsjahr. Jahresbericht und Jahresrechnung werden zu-

handen der zuständigen Organe veröffentlicht. 

7. Er stellt zuhanden der Kirchenpflegen die Wählbarkeit der Bewerberinnen und 

Bewerber für Pfarrstellen, als stellvertretende Pfarrerinnen und Pfarrer und die 

Zulassung von Theologinnen und Theologen zur stellvertretenden Ausübung 

von einzelnen pfarramtlichen Diensten sowie die Wählbarkeit von Sozialdiako-

ninnen und Sozialdiakonen und deren Stellvertretungen fest.117 

8. Er beschliesst über die Aufnahme ins Ministerium. 

9. Er ordnet die Gesamterneuerungswahlen an.118 

10. Er wählt die Dekanatsleitungen auf Vorschlag der Dekanatsversammlung.119 

11. Er begutachtet die Vorschläge zur Ernennung von Armeeseelsorgerinnen und 

Armeeseelsorgern. 

12. Er ernennt die Bereichsleitungen, zugleich Mitglieder der Geschäftsleitung, so-

wie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Stabsfunktionen. 

13. Er stellt die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeskirchlichen Dienste an. 

14. Er prüft Pläne und Kostenvoranschläge für Neubauten, Renovationen und Um-

bauten der Kirchgemeinden, die mit einem Verpflichtungskredit als separates 

Traktandum an der Kirchgemeindeversammlung beschlossen werden, bevor sie 

der Kirchgemeindeversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt werden, und 

genehmigt sie nach der Beschlussfassung durch die Kirchgemeindeversamm-

lung. 

15. Er genehmigt die Überführung von Gebäuden und Grundstücken aus dem Ver-

waltungsvermögen in das Finanzvermögen. 

16. Er prüft Baurechts- und andere Dienstbarkeitsverträge von Kirchgemeinden, 

bevor sie der Kirchgemeindeversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt wer-

den und genehmigt sie nach der Beschlussfassung durch die Kirchgemeinde-

versammlung. 

17. Er prüft auf Grund der ihm zugestellten Kirchgemeinderechnungen, ob die be-

stehenden Grundsätze in Bezug auf Haushaltsführung und Rechnungsführung 

eingehalten worden sind. 

18. Er prüft und genehmigt die zwischen Kirchgemeinden und Pfarrerinnen und 

Pfarrern abgeschlossenen Pfarramts- und Wohnungsverträge. 

19. Er prüft die Reglemente der Kirchgemeinden, bevor sie der Kirchgemeindever-

sammlung zur Beschlussfassung vorgelegt werden und genehmigt sie nach der 

Beschlussfassung durch die Kirchgemeindeversammlung. 

20. Er prüft die Pastorationsverträge der Kirchgemeinden bevor sie der Kirchge-

meindeversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt werden und genehmigt 

sie nach der Beschlussfassung durch die Kirchgemeindeversammlung. 

21. Er führt das Archiv der Landeskirche. 

22. Er hat das Recht, für die Zwecke, die in den Aufgabenkreis der Landeskirche 

gehören, freiwillige Sammlungen und kantonale Kollekten anzuordnen. 

23. Er kann auf Gesuch einzelner Kirchgemeinden hin Versuche bewilligen, die 

den Rahmen der geltenden Kirchenordnung überschreiten, namentlich auf dem 

Gebiet des Gottesdienstes, der Kirchgemeindestruktur und der Kirch-

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
117 Ziff. 7 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013 und vom 04. November 2015. 

118 Ziff. 9 geändert durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

119 Ziff. 10 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 
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gemeindeorganisation. Solche Versuche müssen begründet, sachlich genau um-

schrieben und zeitlich sinnvoll befristet sein. Sie bedürfen der Zustimmung der 

Kirchgemeindeversammlung. Ihre Durchführung ist vom Kirchenrat zu beglei-

ten und im Jahresbericht jeweils aufzuführen. Nach Abschluss der Versuche ist 

dem Kirchenrat Bericht zu erstatten. Über die Ergebnisse legt der Kirchenrat 

der Synode Rechenschaft ab. 

24. Er kann Kirchgemeindebesuche veranlassen. 

2 Der Kirchenrat kann durch Verordnung oder Beschluss die ihm durch die Kirchen-

ordnung zugewiesenen Entscheidkompetenzen für bestimmte Sachgebiete an die Ge-

schäftsleitung, einen Bereich, eine Stabsstelle beziehungsweise an eines oder mehrere 

seiner Mitglieder delegieren120. 

§ 108a121 

1 Der Kirchenrat kann, unmittelbar gestützt auf diese Bestimmung, Massnahmen er-

greifen, um in gewichtigen und dringenden Fällen drohender oder eingetretener Stö-

rungen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit das kirchliche Leben aufrechtzuer-

halten sowie die Aufgabenerfüllung durch die Landeskirche und die Kirchgemeinden 

in angepasster Form zu ermöglichen. Er informiert das Büro der Synode umgehend 

über die getroffenen Massnahmen. 

2 Der Kirchenrat kann diejenigen Verordnungen erlassen oder Beschlüsse treffen, die 

für den Zweck als notwendig und verhältnismässig erscheinen. Gestützt auf diese Be-

stimmung beschlossene Massnahmen fallen spätestens 18 Monate nach ihrem Inkraft-

treten dahin. Länger andauernde Massnahmen sind innerhalb dieser Frist der Synode 

zum Beschluss vorzulegen. 

3 Der Kirchenrat kann die Entscheidkompetenz für Massnahmen gemäss Abs. 1 und 

2 an einen Krisenstab delegieren. Diesem gehören das Kirchenratspräsidium, der Kir-

chenschreiber oder die Kirchenschreiberin sowie ein Mitglied der Geschäftsleitung 

an. Der Krisenstab kann weitere Mitglieder mit beratender Stimme ernennen. 

4 Rechtsmittel gegen Massnahmen gemäss Abs. 1-3 haben keine aufschiebende Wir-

kung. 

d. Rekursgericht 

§ 109 

1 Das Rekursgericht ist die oberste Beschwerde- und Gerichtsinstanz der Landeskir-

che. Es besteht aus fünf Mitgliedern und zwei Ersatzmitgliedern. Die Amtsperiode 

beträgt vier Jahre und entspricht derjenigen der Synode. 

2 Die Mitglieder des Rekursgerichts können weder der Synode noch dem Kirchenrat 

angehören. Sie dürfen nicht in einem Dienstverhältnis zur Landeskirche stehen. 

3 Die Synode erlässt zum Weiteren ein Reglement122. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
120 SRLA 235.200. 

121 § 108a neu eingefügt durch Beschluss der Synode vom 02. Juni 2021. 

122 SRLA 233.300. 
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e. Kommissionen 

§ 110 

1 Die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission besteht aus sieben Mitgliedern 

der Synode. 

2 Sie prüft den Voranschlag und die Jahresrechnung der Landeskirche, den Jahresbe-

richt des Kirchenrates sowie alle weiteren Geschäfte, welche der Kirchenrat der Sy-

node unterbreitet, einschliesslich deren Vollzug, sofern sie nicht einer besonderen 

Kommission zugewiesen sind. 

3 Die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission wählt eine unabhängige Revi-

sionsstelle. 

§ 111 

1 Die Schlichtungskommission besteht aus drei Mitgliedern und zwei Ersatzmitglie-

dern. Die Amtsperiode beträgt vier Jahre und entspricht derjenigen der Synode. 

2 Die Mitglieder der Schlichtungskommission können weder dem Kirchenrat noch 

der Synode, dem Rekursgericht oder den Landeskirchlichen Diensten angehören. 

3 Die Schlichtungskommission ist zuständig für Schlichtungsverfahren. 

4 Die Synode erlässt zum Weiteren ein Reglement123. 

§ 112 

1 Für besondere Aufgaben kann der Kirchenrat auf längstens seine eigene Amtsperi-

ode Kommissionen als beratende Organe einsetzen. Der Kirchenrat legt die Aufgaben 

solcher Kommissionen fest. 

2 Die Sitzungen der Kommissionen sind nicht öffentlich. 

3 Kommissionen unterstehen der Schweigepflicht. Vorbehalten sind die Bestimmun-

gen des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das 

Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 2006124. 

2. Beauftragte der Landeskirche 

a. Landeskirchliche Dienste 

§ 113125 

1 Der Kirchenrat führt die Landeskirchlichen Dienste. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
123 SRLA 238.300. 

124 SAR 150.700. 

125 Abs. 2–3 geändert durch Beschluss der Synode vom 03. Juni 2015. 
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2 Die Synode beschliesst im Rahmen des Voranschlags die Höhe der für die Landes-

kirchlichen Dienste zur Verfügung stehenden Mittel, ordnet die Dienstverhältnisse126 

und erlässt ein Organisationsreglement127. 

3 Der Kirchenrat regelt Aufgaben, Organisation und Zuständigkeiten der Landes-

kirchlichen Dienste in einer Verordnung128. 

b. Dekanate 

§ 114129 

1 Die Dekanatsleitung ist ein Organ des Kirchenrates. 

2 Die Dekanatsleitung setzt sich aus Dekanin oder Dekan und je nach Grösse des De-

kanats aus einer oder zwei Vizedekaninnen oder Vizedekanen zusammen. Sie verteilt 

ihre Aufgaben untereinander und macht diese Verteilung nach aussen transparent. 

3 Mitglieder des Kirchenrates sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landes-

kirchlichen Dienste sind nicht als Mitglieder der Dekanatsleitung wählbar. 

4 Wählbar in die Dekanatsleitung sind Mitglieder der ordinierten Dienste, die in einer 

Kirchgemeinde des betreffenden Dekanats zu mindestens 50 % gewählt sind, den 

Rückhalt ihrer Kirchenpflege geniessen und mindestens fünf Jahre Berufserfahrung 

im Gemeindedienst einer reformierten Landeskirche, wovon drei Jahre im gewählten 

Dienstverhältnis in einer Kirchgemeinde der Evangelisch-Reformierten Landeskirche 

des Kantons Aargau, aufweisen.130 

5 Die Mitglieder der Dekanatsleitung haben eine geeignete Weiterbildung abge-

schlossen oder sind bereit, diese zu absolvieren. Der Kirchenrat erlässt zur Weiterbil-

dung eine Verordnung131. 

6 Für ihre Tätigkeit beziehen die Mitglieder der Dekanatsleitung aus der Zentralkasse 

eine vom Kirchenrat festzusetzende angemessene Entschädigung. Der Kirchenrat legt 

auch die durch die Zentralkasse zu finanzierende administrative Unterstützung fest. 

Der Kirchenrat erlässt zu Entschädigung und administrativer Unterstützung eine Ver-

ordnung132. 

7 In Ausnahmefällen kann der Kirchenrat ein in den Ruhestand tretendes Mitglied der 

Dekanatsleitung für maximal zwei Jahre im Amt belassen. 

§ 115133 

1 Die Mitglieder der Dekanatsleitung fördern das Vertrauen und sorgen für die Zu-

sammenarbeit zwischen Behörden und Beauftragten der Kirchgemeinden des Deka-

nats. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
126 SRLA 341.100. 

127 SRLA 235.100. 

128 SRLA 235.200. 

129 Neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

130 Abs. 4 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. November 2014. 

131 SRLA 234.100. 

132 SRLA 234.100. 

133 Neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 
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2 Die Aufgaben der Mitglieder der Dekanatsleitung sind: 

1. Sie üben die Aufsicht über die Befolgung der landeskirchlichen Vorschriften 

durch die Kirchgemeinden aus. 

2. Sie setzen bei jeder Neuwahl einer Pfarrerin oder eines Pfarrers und einer Sozi-

aldiakonin oder eines Sozialdiakons im Dekanat in Absprache mit Kirchen-

pflege den Tag der Inpflichtnahme fest. Diese wird von einem Mitglied der De-

kanatsleitung durchgeführt. 

3. Sie führen die Pfarrerinnen und Pfarrer sowie die Sozialdiakoninnen und Sozi-

aldiakone, die neu in den Dienst der Landeskirche eintreten, in die Gesetze und 

Verordnungen der Landeskirche ein. 

4. Sie leiten am Anfang und am Ende der Amtszeit einer Pfarrerin oder eines Pfar-

rers sowie einer Sozialdiakonin oder eines Sozialdiakons die Amtsübergabe zu-

sammen mit der Kirchenpflegepräsidentin oder dem Kirchenpflegepräsidenten. 

Von der Amtsübergabe wird ein Protokoll erstellt, das von allen Beteiligten un-

terschrieben wird. 

5. Zur Verabschiedung von Pfarrerinnen und Pfarrern oder von Sozialdiakoninnen 

und Sozialdiakonen wird die Dekanatsleitung eingeladen. 

6. Sie führen bei einem Wechsel im Präsidium einer Kirchenpflege die neue Prä-

sidentin oder den neuen Präsidenten in das Amt ein und sind dafür besorgt, dass 

dieser oder diesem die Akten der Vorgängerin oder des Vorgängers ordnungs-

gemäss übergeben werden. 

7. Sie pflegen den persönlichen Kontakt mit den Kirchenpflegen und Pfarrerinnen 

und Pfarrern sowie Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen und halten sich über 

die Entwicklung und das Leben der einzelnen Kirchgemeinden auf dem Lau-

fenden. 

8. Sie unterstützen die Kirchenpflege als Ganzes oder einzelne ihrer Mitglieder 

vor allem in den Bereichen Amtsführung, Personalführung und in Konflikten. 

Ausserdem stehen sie den Pfarrerinnen und Pfarrern sowie den Sozialdiakonin-

nen und Sozialdiakonen für entwicklungsorientierte Gespräche zur Verfügung. 

9. Sie inspizieren die Kirchgemeindearchive gemäss Archivordnung des Kirchen-

rates134. 

3 Der Kirchenrat kann den Mitgliedern der Dekanatsleitungen besondere Aufgaben 

zuweisen. 

4 Der Kirchenrat erlässt zu den Einzelheiten der Amtsübergabe und zum Weiteren 

eine Verordnung135. 

§ 116 

1 Die Kirchgemeinden eines Dekanats arbeiten zusammen. 

2 Dieser Zusammenarbeit dienen: 

1. von der Dekanatsleitung einberufene und geleitete Präsidienkonferenzen136 

2. Dekanatskapitel 

3. Dekanatsversammlungen. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
134 SRLA 236.700. 

135 SRLA 234.100. 

136 Ziff. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 
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§ 117 

1 Die Pfarrerinnen, Pfarrer, Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone jedes Dekanats bil-

den unter dem Vorsitz der Dekanatsleitung das Dekanatskapitel.137 

2 Seine Aufgabe besteht in der Beratung gemeinsamer kirchlicher Fragen und in der 

Weiterbildung seiner Mitglieder. 

3 Das Dekanatskapitel versammelt sich auf Einladung der Dekanatsleitung nach Be-

dürfnis oder wenn es von mindestens einem Drittel seiner Mitglieder verlangt wird.138 

§ 118 

1 Die Dekanatsversammlung setzt sich aus den Kirchenpflegen des Dekanats zusam-

men und wird von der Dekanatsleitung geleitet. Sie wählt für die auch für die Kir-

chenpflegen gültige Amtsperiode eine Aktuarin oder einen Aktuar. Dekanatsleitung 

und Aktuarin oder Aktuar bilden den Ausschuss.139 

2 Der Ausschuss bereitet die Dekanatsversammlung vor, stellt die Traktandenliste da-

für auf, erlässt die Einladung und vollzieht die Beschlüsse. 

3 Die Dekanatsversammlung dient der Besprechung von Fragen des christlichen 

Glaubens und Lebens, dem Erfahrungsaustausch und der Planung und Erfüllung ge-

meinsamer Aufgaben im Dekanat oder in der Region. 

4 Die Dekanatsversammlung wird auf Einladung des Ausschusses abwechslungs-

weise in den Kirchgemeinden des Dekanats durchgeführt. 

§ 119 

1 Die Wahlvorschläge für die Dekanatsleitung werden an der letzten Versammlung 

jeder Amtsperiode oder bei Ausscheiden einzelner Mitglieder der Dekanatsleitung un-

ter der Leitung des Kirchenpflegepräsidiums des Tagungsortes zuhanden des Kirchen-

rates aufgestellt. Zu diesem Zweck werden die Kirchenpflegen und das Dekanatska-

pitel vom Kirchenpflegepräsidium des Tagungsortes sechs Wochen vor der 

Versammlung um schriftliche Wahlvorschläge gebeten.140 

2 Die Wahlvorschläge sind so rechtzeitig einzureichen, dass sie spätestens zwei Wo-

chen vor der Versammlung allen Kirchenpflegen schriftlich mitgeteilt werden kön-

nen. Es können nur Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Sozialdiakoninnen und Sozialdia-

kone vorgeschlagen werden, die eine Stelle im betreffenden Dekanat versehen.141 

3 Für die Wahlverhandlungen an der Versammlung bestimmt jede Kirchenpflege drei 

Wahlberechtigte, die nach freiem Ermessen stimmen. Nach Bekanntgabe der Vorge-

schlagenen findet die geheime Wahl statt. Im ersten Wahlgang entscheidet das abso-

lute, im zweiten das relative Mehr der anwesenden wahlberechtigten Delegierten. 

4 Das Wahlprotokoll mit dem Wahlvorschlag wird durch die Kirchenpflege des Ta-

gungsortes an den Kirchenrat weitergeleitet, welcher die Wahl vornimmt. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
137 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

138 Abs. 3 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

139 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

140 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

141 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 
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c. Pfarr- und Diakonatskapitel 

§ 120142 

1 Das Pfarrkapitel setzt sich zusammen aus denjenigen Mitgliedern des Ministeriums, 

die im Gebiet der Landeskirche eine Stelle in einer Kirchgemeinde oder bei den Lan-

deskirchlichen Diensten versehen. 

2 Auf Antrag kann der Vorstand des Pfarrkapitels Mitglieder des Ministeriums, die 

pensioniert sind oder die im Gebiet der Landeskirche wohnhaft sind, jedoch keine 

Stelle versehen, in das Pfarrkapitel aufnehmen. 

3 Der Vorstand kann Nichtmitglieder ohne Stimmrecht zu den Sitzungen des Pfarr-

kapitels einladen. 

§ 121 

Aufgaben des Pfarrkapitels sind: 

1. Pflege und Förderung der wissenschaftlichen und praktischen Weiterbildung 

seiner Mitglieder 

2. Beratung von Verhandlungsgegenständen der Synode, die sie oder der Kirchen-

rat ihm zugewiesen oder das Pfarrkapitel sich selbst zur Vorbereitung bestimmt 

hat. 

3. Unterhalt und Erweiterung der theologischen Bibliothek. 

§ 122 

Das Pfarrkapitel konstituiert sich selbst und erlässt für seine Verhandlungen und das 

Weitere eine Geschäftsordnung143.144 

§ 123145 

1 Das Diakonatskapitel setzt sich zusammen aus denjenigen Sozialdiakoninnen und 

Sozialdiakonen, welche die Ausbildung zur Sozialdiakonin oder zum Sozialdiakon 

abgeschlossen haben und die innerhalb der Landeskirche eine Stelle in einer Kirchge-

meinde oder bei den Landeskirchlichen Diensten versehen. 

2 Auf Antrag kann der Vorstand des Diakonatskapitels Sozialdiakoninnen und Sozi-

aldiakone, die pensioniert sind oder die im Gebiet der Landeskirche wohnhaft sind, 

jedoch keine Stelle versehen, in das Diakonatskapitel aufnehmen. 

3 Der Vorstand kann Nichtmitglieder ohne Stimmrecht zu den Sitzungen des Diako-

natskapitels einladen. 

§ 124 

Aufgaben des Diakonatskapitels sind: 

1. Pflege und Förderung der fachlichen und praktischen Weiterbildung seiner Mit-

glieder 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
142 § 120 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 17. November 2021. 

143 SRLA 237.300. 

144 Geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

145 § 123 neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 17. November 2021. 
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2. Beratung von Verhandlungsgegenständen der Synode, die sie oder der Kirchen-

rat ihm zugewiesen oder das Diakonatskapitel sich selbst zur Vorbereitung be-

stimmt hat. 

§ 125 

Das Diakonatskapitel konstituiert sich selbst und erlässt für seine Verhandlungen und 

das Weitere eine Geschäftsordnung146.147 

d. Katechetikkonvent148 

§ 125a 

1 Der Katechetikkonvent setzt sich zusammen aus denjenigen Katechetinnen und Ka-

techeten, die im Gebiet der Landeskirche eine Stelle in einer Kirchgemeinde oder bei 

den Landeskirchlichen Diensten versehen. 

2 Auf Antrag kann der Vorstand des Katechetikkonvents Katechetinnen und Kateche-

ten, die pensioniert sind oder die im Gebiet der Landeskirche wohnhaft sind, jedoch 

keine Stelle versehen, in den Katechetikkonvent aufnehmen. 

3 Der Vorstand kann Nichtmitglieder ohne Stimmrecht zu den Sitzungen des Kate-

chetikkonvents einladen. 

§ 125b 

Aufgaben des Katechetikkonvents sind: 

1. Austausch über Fragen der Katechese 

2. Austausch über berufsgruppenspezifische Anliegen 

3. Austausch mit der zuständigen Stelle der Landeskirchlichen Dienste 

4. Beratung von Gegenständen, die der Kirchenrat ihm zugewiesen hat. 

§ 125c 

Der Katechetikkonvent konstituiert sich selbst und erlässt für seine Verhandlungen 

und das Weitere eine Geschäftsordnung149. 

V. Finanzhaushalt 

§ 126 

1 Das Vermögen der Kirchgemeinden und der Landeskirche besteht aus: 

1. dem Verwaltungsvermögen. Dieses ist nicht realisierbar. Das Verwaltungsver-

mögen umfasst jene Vermögenswerte, die unmittelbar der kirchlichen Aufga-

benerfüllung dienen. Zum Verwaltungsvermögen gehören auch zweckgebun-

dene Güter (vormals Kirchen- und Pfrundgüter) 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
146 SRLA 237.500.  

147 Geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

148 Titel d. und §§ 125 a–c eingefügt durch Beschluss der Synode vom 04. November 2015. Titel d. und §§ 125 a–

c geändert durch Beschluss der Synode vom 17. November 2021 

149 SRLA 237.600. 

Konstituie-

rung des Dia-

konatskapi-

tels 

Zusammen-

setzung des 

Katechetik-

konvents 

Aufgaben des 

Katechetik-

konvents 

Konstituie-

rung des Ka-

techetikkon-

vents 

Vermögen 



KO 151.100 

 

47 

2. dem Finanzvermögen. Dieses ist realisierbar. Das Finanzvermögen besteht aus 

jenen Vermögenswerten, die ohne Beeinträchtigung der kirchlichen Aufgaben-

erfüllung veräussert werden können. 

2 Auf der Passivseite sind das Fremdkapital, die Verpflichtungen für Fonds, Rück-

stellungen und Legate sowie das Eigenkapital ausgewiesen. 

3 Verwaltungsvermögen der Kirchgemeinden kann nur veräussert werden, wenn es 

zuvor mit Beschluss von Kirchgemeindeversammlung und Kirchenrat in das Finanz-

vermögen überführt worden ist. 

4 Verwaltungsvermögen der Landeskirche kann nur veräussert werden, wenn es zu-

vor mit Beschluss von Kirchenrat und Synode in das Finanzvermögen überführt wor-

den ist. 

§ 127 

1 Die Kirchgemeinden verwalten ihr Vermögen (Aktiven und Passiven) und ihren Fi-

nanzhaushalt (Aufwand und Ertrag) selbständig. Die Verwaltung richtet sich nach den 

Grundsätzen der Gesetzmässigkeit, der Ausgeglichenheit und der Wirtschaftlichkeit. 

2 Sie haben das Recht, für die Erfüllung kirchlicher Aufgaben Steuern zu erheben und 

freiwillige Sammlungen durchzuführen. 

§ 128 

1 Die Mitglieder der Kirchgemeinden sind kirchensteuerpflichtig nach Massgabe der 

kantonalen Gesetzgebung und Veranlagung. 

2 Gehören nicht alle Mitglieder einer Familie der Landeskirche an, so wird die Kir-

chensteuer nur für die Zahl der evangelisch-reformierten Familienangehörigen erho-

ben. 

3 Die Kirchgemeinde kann den Steuereinzug auf Grund einer Vereinbarung der Ein-

wohnergemeinde übertragen. Die Einsicht in die Steuerbücher der Einwohnergemein-

den richtet sich nach dem kantonalen Steuerrecht (§ 73 Abs. 3 StGV150). 

§ 129 

1 Die Landeskirche deckt ihre finanziellen Aufwendungen aus der Zentralkasse. 

2 In die Zentralkasse fliessen insbesondere: 

1. die von der Synode beschlossenen und von den Kirchgemeinden zu leistenden 

Beiträge 

2. die Erträgnisse der Wertschriften und Liegenschaften. 

3 Die Mittel der Zentralkasse werden namentlich verwendet für: 

1. Beiträge an ökumenische und missionarische Körperschaften, den Schweizeri-

schen Evangelischen Kirchenbund151 sowie das Konkordat betreffend die ge-

meinsame Ausbildung der evangelisch-reformierten Pfarrerinnen und Pfarrer 

und ihre Zulassung zum Kirchendienst (Konkordat Pfarrerausbildung152) 

2. landeskirchliche Organe, Institutionen, gesamtkirchliche Aufgaben und die 

Landeskirchlichen Dienste 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
150 SAR 651.111. 

151 Ab 01. Januar 2020: Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz. 

152 SRLA 940.100. 
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3. Beiträge zur Unterstützung kirchlicher und karitativer Werke 

4. Liegenschaften der Landeskirche. 

§ 130 

Die Landeskirche und die Kirchgemeinden beteiligen sich im Rahmen der gesetzli-

chen Vorgaben an der beruflichen Vorsorge ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

§ 131 

1 Die Landeskirche führt zum Zweck des Finanzausgleichs unter den Kirchgemein-

den einen Finanzausgleichsfonds. 

2 Der Kirchenrat entscheidet über die Ansprüche und die Höhe der Beiträge der Lan-

deskirche an Kirchgemeinden. 

3 Die Synode erlässt zum Weiteren ein Reglement153. 

§ 132 

1 Die Landeskirche führt zum Zweck der Ausbildung für kirchliche Aufgaben einen 

Ausbildungsfonds. 

2 Der Kirchenrat erlässt zum Weiteren eine Verordnung154. 

VI. Inpflichtnahme 

§ 133 

Die kirchlichen Behörden und Beauftragten werden instruiert und in Pflicht genom-

men, das heisst in ihr Amt eingesetzt: 

1. Die Mitglieder der Synode durch die Präsidentin oder den Präsidenten der Sy-

node 

2. die Mitglieder des Kirchenrates, des Rekursgerichts und der Schlichtungskom-

mission durch die Präsidentin oder den Präsidenten der Synode 

3. die Mitglieder der Dekanatsleitungen und die leitenden Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Landeskirchlichen Dienste durch die Präsidentin oder den Prä-

sidenten des Kirchenrats155 

4. die weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeskirchlichen Dienste 

durch ihre vorgesetzte Stelle 

5. die Kuratorinnen und Kuratoren durch ein Mitglied des Kirchenrates an der Ge-

schäftsübergabe zur Einsetzung des Kuratoriums156 157 

6. die Präsidentinnen und Präsidenten der Kirchenpflegen, die Pfarrerinnen und 

Pfarrer, die Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone durch ein Mitglied der Deka-

natsleitung158 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
153 SRLA 653.100. 

154 SRLA 635.100. 

155 Ziff. 3 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

156 SRLA 274.100. 

157 Ziff. 5 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

158 Ziff. 6 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 
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7. die Kirchenpflegemitglieder durch die Präsidentin oder den Präsidenten der 

Kirchenpflege. 

§ 134 

1 Für die Inpflichtnahme lautet das allgemeine Gelübde: „Ich gelobe vor Gott und den 

Menschen, das mir anvertraute Amt auf Grund des Evangeliums von Jesus Christus 

nach der Ordnung der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Aargau 

gewissenhaft zu erfüllen.“ Das Gelübde wird geleistet mit den Worten: „Das gelobe 

ich.“ 

2 Für die Inpflichtnahme der Pfarrerinnen und Pfarrer lautet das Gelübde: „Ich gelobe 

vor Gott und den Menschen, das mir anvertraute Amt als Pfarrerin oder als Pfarrer 

dieser Kirchgemeinde auf Grund des Evangeliums von Jesus Christus gewissenhaft 

zu erfüllen und verspreche, dabei die Ordnung der Evangelisch-Reformierten Landes-

kirche des Kantons Aargau zu beachten.“ Das Gelübde wird geleistet mit den Worten: 

„Das gelobe ich.“ 

3 Für die Inpflichtnahme der Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone lautet das Ge-

lübde: „Ich gelobe vor Gott und den Menschen, das mir anvertraute Amt als Sozialdi-

akonin oder Sozialdiakon dieser Kirchgemeinde auf Grund des Evangeliums von Je-

sus Christus gewissenhaft zu erfüllen und verspreche, dabei die Ordnung der 

Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kantons Aargau zu beachten.“ Das Ge-

lübde wird geleistet mit den Worten: „Das gelobe ich.“ 

4 Bei Wiederwahlen erfolgt keine erneute Inpflichtnahme. 

5 Präsidentinnen und Präsidenten der Kirchenpflegen, Pfarrerinnen und Pfarrer sowie 

Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone werden in einem öffentlichen Gottesdienst 

durch ein Mitglied der Dekanatsleitung in Pflicht genommen.159 

6 Für die weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchgemeinde geschieht die 

Inpflichtnahme durch öffentliche Vorstellung in einem Gottesdienst. 

VII. Prävention von Grenzüberschreitungen und sexuellen 
Übergriffen160 

§ 134a 

Die Landeskirche und die Kirchgemeinden setzen sich dafür ein, dass 

1. Kinder, Jugendliche und Erwachsene im kirchlichen Umfeld geschützt sind vor 

Grenzverletzungen und sexuellen Übergriffen 

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geschützt sind vor sexueller Belästigung am 

kirchlichen Arbeitsplatz 

3. betroffene Personen und beschuldigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Bera-

tung und Unterstützung erhalten 

4. kirchliche Behörden informiert sind, wie sie in konkreten Fällen vorzugehen 

haben, und Beratung und Unterstützung erhalten (Krisenmanagement). 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
159 Abs. 5 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

160 Titel VII. und §§ 134a-b eingefügt durch Beschluss der Synode vom 06. Juni 2018. 
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§ 134b 

1 Die ordinierten Dienste und diejenigen angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter der Kirchgemeinden und der Landeskirchlichen Dienste, die in ihrer Tätigkeit mit 

Kindern, Jugendlichen und Personen in Abhängigkeitsverhältnissen Kontakt haben, 

nehmen an den von der Landeskirche organisierten obligatorischen Schulungen zur 

Prävention von Grenzüberschreitungen und sexuellen Übergriffen teil. Die Teilnahme 

an den obligatorischen Schulungen gilt als Arbeitszeit. 

2 Die ordinierten Dienste und diejenigen angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter der Kirchgemeinden und der Landeskirchlichen Dienste, die in ihrer Tätigkeit mit 

Kindern, Jugendlichen und Personen in Abhängigkeitsverhältnissen Kontakt haben, 

reichen regelmässig Sonderprivatauszüge ein. 

3 Die ordinierten Dienste und diejenigen angestellten, ehrenamtlichen und freiwilli-

gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchgemeinden und der Landeskirchlichen 

Dienste, die in ihrer Tätigkeit mit Kindern, Jugendlichen und Personen in Abhängig-

keitsverhältnissen Kontakt haben, unterzeichnen einen Verhaltenskodex mit Ver-

pflichtungserklärung. 

4 Der Kirchenrat erlässt die ausführenden Bestimmungen zu den Schulungen, zum 

Sonderprivatauszug und zum Verhaltenskodex mit Verpflichtungserklärung in einer 

Verordnung161. 

VIII. Aufsicht 

§ 135 

1 Die kirchlichen Organe sind berechtigt und verpflichtet, gegen Beschlüsse und An-

ordnungen ihnen unterstellter Organe und Kommissionen, die über deren Zuständig-

keit hinausgehen oder Bundes-, kantonales oder kirchliches Recht verletzen, von Am-

tes wegen einzuschreiten. 

2 Jede Person kann jederzeit Tatsachen, die im öffentlichen Interesse ein Einschreiten 

gegen Behörden oder Beauftragte der Landeskirche oder der Kirchgemeinden von 

Amtes wegen erfordern, der Aufsichtsbehörde anzeigen. 

§ 136 

1 Kirchenpflegen, Mitglieder der Dekanatsleitungen sowie die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Landeskirche unterstehen der Aufsicht des Kirchenrates. Pfarrerinnen 

und Pfarrer, Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone unterstehen der Aufsicht des Kir-

chenrats und der Kirchenpflege.163 

2 Disziplinarverfahren gegen die ordinierten Dienste der Kirchgemeinden richten sich 

nach den massgebenden Bestimmungen164.165 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
161 SRLA 331.110. 

162 Marginalie geändert durch Beschluss der Synode vom 05. November 2014. 

163 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

164 SRLA 371.300. 

165 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 04. November 2015. 
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§ 137 

1 Bei vorsätzlicher oder fahrlässiger Pflichtverletzung kann der Kirchenrat gegenüber 

Kirchenpflegen und ihren Mitgliedern folgende Disziplinarmassnahmen anordnen: 

1. Schriftlicher Verweis 

2. Einstellung im Amt. 

2 Bei Führung einer Strafuntersuchung kann der Kirchenrat gegenüber der Kirchen-

pflege oder einzelnen ihrer Mitglieder die Einstellung im Amt anordnen. 

3 Den Kirchenpflegen und ihren Mitgliedern ist das rechtliche Gehör zu gewähren. 

§ 138 

1 Disziplinwidrigkeiten verjähren mit einer Frist von einem Jahr ab Entdeckung, in 

jedem Fall aber mit Ablauf von drei Jahren seit der Disziplinwidrigkeit. 

2 Wird die Disziplinwidrigkeit aus einer strafbaren Handlung hergeleitet, für die das 

Strafrecht eine längere Verjährung vorschreibt, so gilt diese auch für die Disziplin-

widrigkeit. 

3 Die Verjährung ruht, solange wegen des gleichen Sachverhalts ein Strafverfahren 

durchgeführt wird oder solange über Rechtsmittel noch nicht entschieden ist, die in 

der Disziplinaruntersuchung ergriffen wurden. 

§ 139 

1 Ist die Lage einer Kirchgemeinde derart, dass die Kirchenpflege ihre Pflichten nicht 

mehr ausüben kann oder will oder die gesetzliche Mindestanzahl an ehrenamtlichen 

Kirchenpflegemitgliedern unterschritten wird, so errichtet der Kirchenrat für diese 

Kirchgemeinde ein Kuratorium.166 

2 Das Kuratorium ist bevollmächtigt, diejenigen Vorkehren zu treffen, durch welche 

die kirchliche Ordnung wieder hergestellt werden kann. 

3 Die Kirchgemeinde trägt die Kosten für das Kuratorium. 

4 Für die ehrenamtlichen und ordinierten Mitglieder der Kirchenpflege ruht das Amt 

als Kirchenpflegemitglied von der Errichtung bis zur Beendigung des Kuratoriums. 

Ehrenamtliche und ordinierte Mitglieder der Kirchenpflege stehen der Kuratorin oder 

dem Kurator bei Bedarf beratend zur Verfügung. Wird das Kuratorium bis zum Ende 

oder über das Ende der Amtsperiode hinaus geführt, endet das Amt als Kirchenpfle-

gemitglied für die ehrenamtlichen Kirchenpflegemitglieder am Ende der Amtsperi-

ode.167 

5 Vor Errichtung eines Kuratoriums ist der Kirchenpflege rechtliches Gehör zu ge-

währen.168 

6 Der Kirchenrat kann zur Errichtung und Führung des Kuratoriums und zum Weite-

ren eine Verordnung erlassen169.170 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
166 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

167 Abs. 4 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013 und geändert durch Beschluss der Synode vom 

04. November 2015. 

168 Abs. 5 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 

169 SRLA 274.100. 

170 Abs. 6 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013. 
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IX. Rechtsschutz 

1. Allgemeines 

§ 140 

1 Vor Einreichung einer Beschwerde oder Klage ist in allen Streitsachen die Schlich-

tungskommission anzurufen. Davon ausgenommen sind Beschwerden gegen Be-

schlüsse der Synode, der Kirchgemeindeversammlungen, des Kirchenrats oder der 

Gesamtheit der Stimmberechtigten.171 

2 In Aufsichts- und Disziplinarverfahren gemäss §§ 135 ff. und DLD172 findet kein 

Schlichtungsverfahren statt.173 

3 Die Schlichtungskommission ist innert 30 Tagen nach Zustellung des betreffenden 

Entscheids anzurufen. Werden nach Beendigung eines Dienstverhältnisses Ansprüche 

im Klageverfahren geltend gemacht, beträgt die Frist drei Monate ab Beendigung des 

Dienstverhältnisses. Wer die Frist nicht einhält, ist auch vom nachfolgenden Be-

schwerde- und Klageverfahren ausgeschlossen.174 

4 Die Eingabe muss den Sachverhalt darlegen sowie einen Antrag und eine Begrün-

dung enthalten. 

§ 141 

1 Die Verfahren vor den Organen der Kirchgemeinden und der Landeskirche sowie 

vor der Schlichtungskommission sind gebührenfrei. Für die Parteikosten gilt das kan-

tonale Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRPG)175. 

2 Bei mutwilligen Beschwerden oder Klagen können die entstandenen Verfahrens- 

und Parteikosten der beschwerdeführenden oder klagenden Partei auferlegt werden. 

§ 142 

Das Verfahren richtet sich nach dem kantonalen Gesetz über die Verwaltungsrechts-

pflege (VRPG)176, soweit die Kirchenordnung oder weitere kirchliche Erlasse nichts 

anderes regeln. 

 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
171 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

172 SRLA 371.300. 

173 Abs. 2 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

174 Abs. 3 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

175 SAR 271.200. 

176 SAR 271.200. 
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2. Einsprache 

§ 143 

1 Gegen Entscheide der Landeskirchlichen Dienste oder von einzelnen oder mehreren 

Mitgliedern des Kirchenrats kann innert 30 Tagen Einsprache beim Kirchenrat erhe-

ben, wer in seinen eigenen schutzwürdigen Interessen berührt ist.177 

2 Mitarbeitende der Landeskirchlichen Dienste haben in Streitsachen, die sie selbst 

betreffen, vor Einreichung einer Einsprache die Schlichtungskommission anzuru-

fen.178 

3 Einsprachen sind schriftlich einzureichen. Die Einspracheschrift muss einen Antrag 

sowie eine Begründung enthalten.179 

4 Der Kirchenrat entscheidet als erste Instanz. Der Einspracheentscheid tritt an die 

Stelle des Entscheids, gegen den Einsprache erhoben wurde.180 

3. Beschwerde 

§ 144 

1 Entscheide können mit Beschwerde angefochten werden.181 

2 Zur Beschwerde ist befugt, wer ein schutzwürdiges eigenes Interesse an der Aufhe-

bung oder Änderung des Entscheides hat.182 

3 Die Beschwerdefrist beträgt 30 Tage ab Eröffnung des Entscheides oder ab Zustel-

lung des Schreibens der Schlichtungskommission, welches das Scheitern der Schlich-

tungsbemühungen feststellt.183 

4 Beschwerden sind schriftlich einzureichen. Die Beschwerdeschrift muss einen An-

trag sowie eine Begründung enthalten. 

5 Beschwerden gegen Beschlüsse der Kirchgemeindeversammlung im Abwahlver-

fahren gemäss § 58h haben keine aufschiebende Wirkung.184 

§ 145185 

1 Mit der Stimmrechtsbeschwerde kann die Verletzung des Stimmrechts geltend ge-

macht werden. 

2 Zur Einreichung einer Stimmrechtsbeschwerde ist befugt, wer bei einer Wahl oder 

Abstimmung durch eine Anordnung oder Verfügung persönlich betroffen ist und ein 

schutzwürdiges Interesse an deren Aufhebung oder Änderung hat. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
177 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

178 Abs. 2 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

179 Abs. 3 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

180 Abs. 4 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

181 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

182 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

183 Abs. 3 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

184 Abs. 5 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 

185 Bestimmung neu gefasst durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 
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3 Die Beschwerde ist innert drei Tagen seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, 

spätestens aber am dritten Tage nach der Veröffentlichung des Ergebnisses einer Wahl 

oder Abstimmung eingeschrieben bei der zuständigen Beschwerdeinstanz einzu-

reichen. 

§ 146186 

1 Mit der Wahl- und Abstimmungsbeschwerde können Unregelmässigkeiten bei der 

Vorbereitung oder Durchführung einer Wahl oder Abstimmung oder bei der Ermitt-

lung eines Wahl- oder Abstimmungsergebnisses geltend gemacht werden. 

2 Wahl- und Abstimmungsbeschwerde kann jeder Stimmberechtigte führen. 

3 Die Beschwerde ist innert 3 Tagen seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, 

spätestens aber am dritten Tage nach der Veröffentlichung des Ergebnisses einer Wahl 

oder Abstimmung eingeschrieben bei der zuständigen Beschwerdeinstanz einzu-

reichen. 

§ 147 

1 Der Kirchenrat beurteilt Beschwerden gegen Beschlüsse und Entscheide der Kirch-

gemeindeversammlung, der Kirchenpflege, der Dekanatsversammlung und der Deka-

natsleitung.187 

2 Das Rekursgericht beurteilt Beschwerden gegen Beschlüsse und Entscheide der Sy-

node und des Kirchenrates.188 

3 Gegen letztinstanzliche Entscheide landeskirchlicher Behörden kann wegen Verlet-

zung der Vorschriften der Kantonsverfassung oder des Organisationsstatuts innert 30 

Tagen seit Eröffnung beim Verwaltungsgericht des Kantons Aargau Beschwerde ge-

führt werden. 

§ 148 

Die Beschwerdeinstanzen sind zur Sachverhalts-, Rechts- und Ermessenskontrolle be-

rechtigt und verpflichtet. 

§ 149 

1 Hebt die Rechtsmittelinstanz den angefochtenen Entscheid auf, so kann sie entwe-

der selbst einen Entscheid treffen oder die Sache zum Erlass eines neuen Entscheides 

an die Vorinstanz zurückweisen. 

2 Erweist sich im Rechtsmittelverfahren die Kündigung einer Mitarbeiterin oder eines 

Mitarbeiters oder die Entlassung aus dem ordinierten Dienst als widerrechtlich, hat 

die betroffene Person einen Anspruch auf Entschädigung. Diese bemisst sich nach den 

Bestimmungen über die missbräuchliche Kündigung des Schweizerischen Obligatio-

nenrechts189.190 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
186 Abs. 1-3 geändert durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. 

187 Abs. 1 geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni und 06. November 2013. 

188 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 

189 SR 220. 

190 Abs. 2 geändert durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 
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3 Ein Anspruch auf Wiedereinstellung oder Wiedereinsetzung in das Amt besteht 

nicht.191 

4. Klage 

§ 150 

1 Vermögensrechtliche Ansprüche und Streitigkeiten aus öffentlich-rechtlichen Ver-

trägen sind im Klageverfahren geltend zu machen. Die Klage ist ausgeschlossen, 

wenn der behauptete Anspruch mit Beschwerde hätte geltend gemacht werden müs-

sen. 

2 Zuständig zur Beurteilung ist der Kirchenrat; in Streitigkeiten, die ihn selbst betref-

fen, das Rekursgericht. 

3 Vermögensrechtliche Ansprüche aus kirchenrechtlichem Dienstverhältnis können 

auch mit einem angehobenen dienstrechtlichen Beschwerdeverfahren verbunden wer-

den. 

4 Vermögensrechtliche Ansprüche aus Dienstrecht sind innert drei Monaten nach Zu-

stellung des das Scheitern der Vermittlung feststellenden Schreibens der Schlich-

tungskommission geltend zu machen. 

§ 151 

Entscheide des Kirchenrates im Klageverfahren können innert 30 Tagen mit Be-

schwerde an das Rekursgericht weitergezogen werden. 

X. Demokratische Rechte:  
Referendum, Initiative, Revision 

1. Kirchgemeinde 

§ 152 

1 Bei Beschlüssen der Kirchgemeindeversammlung kann ein Begehren um nochma-

lige Beratung und Beschlussfassung anlässlich der nächsten ordentlichen oder ausser-

ordentlichen Kirchgemeindeversammlung gestellt werden. Es ist durch 20 Stimmbe-

rechtigte innert 10 Tagen seit Beschlussfassung bei der Kirchenpflege schriftlich 

anzumelden und ist zustande gekommen, wenn es innert 30 Tagen nach der Kirchge-

meindeversammlung von mindestens 10 Prozent der Stimmberechtigten unterzeich-

net und eingereicht wird. 

2 Davon ausgenommen sind personelle Entscheide beziehungsweise Beschlüsse und 

Wahlen, insbesondere die Wahl der Rechnungsprüfungskommission und der Stim-

menzählerinnen und Stimmenzähler. 

3 Die von der Kirchgemeindeversammlung gemäss Absatz 1 gefassten Beschlüsse 

unterliegen der Urnenabstimmung, wenn 20 Stimmberechtigte innert 10 Tagen seit 

der zweiten Beschlussfassung der Kirchgemeindeversammlung bei der Kirchenpflege 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
191 Abs. 3 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 06. November 2013. 
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das Referendum schriftlich anmelden und wenn es innert 30 Tagen nach der zweiten 

Kirchgemeindeversammlung von mindestens 10 Prozent der Stimmberechtigten un-

terzeichnet und eingereicht wird. Eine Urnenabstimmung findet auch dann statt, wenn 

ein Drittel der an der zweiten Kirchgemeindeversammlung anwesenden Stimmbe-

rechtigten dies verlangt. 

4 Die Kirchenpflege prüft und beglaubigt die Zahl und Gültigkeit der Unterschriften 

und gibt bekannt, wann das Geschäft zur Behandlung kommt. 

5 Form und Inhalt des Referendumsbegehrens richten sich nach § 154. 

2. Landeskirche 

§ 153 

1 Rechtsetzende Erlasse der Synode sowie Beschlüsse der Synode über die Höhe der 

Kirchgemeindebeiträge an die Landeskirche und über Ausgaben unterliegen der lan-

deskirchlichen Volksabstimmung, wenn das Referendum innert 10 Tagen seit der Be-

schlussfassung beim Kirchenrat von 20 Stimmberechtigten schriftlich angemeldet 

wird und 1500 Stimmberechtigte es innert 90 Tagen seit Beschlussfassung verlangen. 

2 Form und Inhalt des Referendumsbegehrens richten sich nach § 154. 

3 Die Kirchenpflegen prüfen und beglaubigen die Zahl und Gültigkeit der Unter-

schriften. 

4 Der Kirchenrat prüft die Erfüllung der formalen Anforderungen und entscheidet 

über das Zustandekommen eines Referendums. 

5 Ist ein Referendum zustande gekommen, so ordnet der Kirchenrat die Volksabstim-

mung innert Jahresfrist seit der Einreichung an. 

§ 154 

1 Die Zustimmung zum Referendumsbegehren erfolgt durch Einzelunterschrift auf 

Unterschriftenlisten. 

2 Die Unterschriftenlisten dürfen nur einen Beschluss zum Gegenstand haben. 

3 Jede Unterschriftenliste hat folgende Angaben zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des Beschlusses sowie das Datum der Beschlussfassung 

2. handschriftliche und leserliche Angabe der Namen und Vornamen, der Geburts-

jahre sowie der Adressen der Stimmberechtigten 

3. den Hinweis, dass sich strafbar macht, wer unbefugt an einem Referendumsbe-

gehren teilnimmt oder das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für ein Re-

ferendum fälscht gemäss Art. 282 StGB192. 

4 Stimmberechtigte dürfen das gleiche Referendumsbegehren nur einmal unterschrei-

ben. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
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§ 155 

1 Die Initiative ist von 20 Stimmberechtigten beim Kirchenrat anzumelden und inner-

halb 12 Monaten von 1500 Stimmberechtigten zu unterzeichnen und von den Initian-

tinnen und Initianten beim Kirchenrat einzureichen. 

2 Die Kirchenpflegen prüfen und beglaubigen die Zahl und Gültigkeit der Unter-

schriften. 

3 Der Kirchenrat prüft die Erfüllung der formalen Anforderungen und entscheidet 

über das Zustandekommen einer Initiative und leitet sie an die Synode weiter. 

4 Die Synode prüft die materielle Gültigkeit. Ganz oder teilweise ungültig ist eine 

Initiative, wenn sie gegen übergeordnetes Recht verstösst oder die Einheit der Form 

oder der Materie verletzt. 

5 Stimmt die Synode dem Initiativbegehren zu, so gilt dieses als angenommen. Lehnt 

sie es ab, so ordnet der Kirchenrat innert Jahresfrist seit dem ablehnenden Synodebe-

schluss die Volksabstimmung unter den stimmberechtigten Konfessionsangehörigen 

an. 

6 Die Synode kann dem Initiativbegehren einen Gegenvorschlag gegenüberstellen. In 

diesem Fall haben die Stimmberechtigten gleichzeitig in einer Hauptabstimmung über 

die Initiative und in einer Eventualabstimmung über den Gegenvorschlag zu entschei-

den. 

§ 156 

1 Das Initiativbegehren kommt durch Sammlung von Einzelunterschriften auf Unter-

schriftenlisten zustande. 

2 Jede Unterschriftenliste hat folgende Angaben zu enthalten: 

1. den Titel und den Wortlaut des Begehrens sowie dessen allfällige Begründung 

2. eine vorbehaltlose Rückzugsklausel 

3. die Namen, Vornamen und Adressen von mindestens fünf stimmberechtigten 

Initiantinnen und Initianten der Initiative 

4. den Hinweis, dass sich strafbar macht, wer unbefugt an einem Initiativbegehren 

teilnimmt oder das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volksiniti-

ative fälscht gemäss Art. 282 StGB193. 

3 Das Initiativbegehren darf nur einen Gegenstand zum Inhalt haben. 

4 Stimmberechtigte dürfen das gleiche Initiativbegehren nur einmal unterschreiben. 

§ 157 

Die Kirchenordnung ist ganz oder teilweise zu revidieren, sobald es von der Synode 

mit absoluter Mehrheit der anwesenden Mitglieder beschlossen wird. Der Kirchenrat 

unterbreitet der Synode eine entsprechende Vorlage. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
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XI. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 158194 

1 Für die Umsetzung des gemeinsamen Erscheinungsbilds gemäss § 96a gilt eine 

Übergangsfrist von sechs Jahren ab Inkrafttreten der Bestimmung. 

2 Für die Umsetzung der gemeinsamen Mitgliederverwaltung gemäss § 9a gilt eine 

Übergangsfrist von einem Jahr ab Inkrafttreten der Bestimmung. 

§ 159 

1 Der Kirchenrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes. Er hat 

dabei die Genehmigung von Organisationsstatutsänderungen durch den Grossen Rat 

abzuwarten. 

2 Mit dem Inkrafttreten dieser Kirchenordnung am 01. Januar 2012 wird die Kirchen-

ordnung vom 22. November 1976, in der Fassung vom 01. Januar 2009, aufgehoben. 

3 Durch Beschlussfassung der Synode vom 05. Juni und 06. November 2013 geän-

derte oder eingefügte Bestimmungen treten am 01. Januar 2014 in Kraft. Begriffliche 

Anpassungen werden nicht im Einzelnen bei den Bestimmungen ausgewiesen. 

4 Durch Beschlussfassung der Synode vom 05. November 2014 geänderte Bestim-

mungen treten am 01. Januar 2015 in Kraft. 

5 Durch Beschlussfassung der Synode vom 03. Juni 2015 und 04. November 2015 

(§§ 8, 28, 67, 76, 83, 94, 108, 136, 139 und Anhang) geänderte Bestimmungen treten 

am 01. Januar 2016 in Kraft. 

6 Durch Beschlussfassung der Synode vom 04. November 2015 (§§ 80, 82 und 125a-

c) geänderte oder eingefügte Bestimmungen treten am 01. Januar 2017 in Kraft. 

7 Durch Beschlussfassung der Synode vom 16. November 2016 eingefügte Bestim-

mungen treten am 01. Januar 2017 in Kraft. 

8 Durch Beschlussfassung der Synode vom 07. Juni 2017 und 15. November 2017 

eingefügte oder geänderte Bestimmungen treten am 01. Januar 2018 in Kraft. Davon 

ausgenommen sind Änderungen in § 44 Abs. 1 Ziff. 10, § 56 und § 146, die erstmals 

Anwendung finden auf die Durchführung der Gesamterneuerungswahlen 2019–2022 

an der Urne im Herbst 2018 und alle damit zusammenhängenden Wahlen, Abstim-

mungen und Beschlüsse. 

9 Durch Beschlussfassung der Synode vom 15. November 2017 eingefügte Bestim-

mungen in §§ 58a-j (Abwahlverfahren) und geänderte Bestimmungen in §§ 68, 69, 

72, 76 und 78 (Wahlfähigkeit und Wählbarkeit) sowie § 144 (Abwahlverfahren) treten 

am 01. Januar 2019 in Kraft. 

10 Durch Beschlussfassung der Synode vom 06. Juni 2018 eingefügte Bestimmungen 

treten am 01. Januar 2019 in Kraft. 

11 Durch Beschlussfassung der Synode vom 05. Juni 2019 eingefügte oder geänderte 

Bestimmungen treten am 01. Januar 2020 in Kraft. 

12 Durch Beschlussfassung der Synode vom 18. November 2020 eingefügte oder ge-

änderte Bestimmungen treten am 01. Januar 2021 in Kraft. 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
194 Bestimmung eingefügt durch Beschluss der Synode vom 15. November 2017. § 158 bisher wird § 159 neu. 

Abs. 2 eingefügt durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2019. 
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13 Durch Beschlussfassung der Synode vom 02. Juni 2021 eingefügte Bestimmungen 

in § 108a treten am 01. Juli 2021 in Kraft. Alle anderen durch Beschlussfassung der 

Synode vom 02. Juni 2021 eingefügten oder geänderten Bestimmungen treten am 01. 

Januar 2022 in Kraft. 

14 Durch Beschlussfassung der Synode vom 17. November 2021 eingefügte oder ge-

änderte Bestimmungen treten am 01. Januar 2022 in Kraft. 
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Anhang195 

Verzeichnis der Dekanate und Evangelisch-Reformierten  
Kirchgemeinden und Kirchgenossenschaften 

Dekanat Kirchgemeinde Einwohnergemeinden 
falls nicht identisch mit dem Namen der 

Kirchgemeinde 

Aarau Aarau Aarau ohne Ortsteil Rohr 

Buchs-Rohr Buchs, Ortsteil Rohr der Einwohnerge-

meinde Aarau 

Densbüren  

Erlinsbach  

Gränichen  

Kirchberg Küttigen, Biberstein 

Muhen  

Oberentfelden  

Suhr-Hunzenschwil  

Unterentfelden  

       

Baden Baden Baden, Ennetbaden, Ehrendingen, Freien-

wil, Obersiggenthal, Untersiggenthal ohne 

Ortsteil Siggenthal Station 

Bergdietikon  

Birmenstorf-Gebenstorf-

Turgi 

 

Döttingen-Klingnau-

Kleindöttingen 

Döttingen, Klingnau, Ortsteile Eien, 

Kleindöttingen und Burlen der Einwoh-

nergemeinde Böttstein und wenige Teile 

des Ortsteils Leuggern der Einwohnerge-

meinde Leuggern 

Kaiserstuhl-Fisibach 

(Kirchgenossenschaft) 

Ortsteil Kaiserstuhl der Einwohnerge-

meinde Zurzach, Fisibach 

Koblenz Koblenz, Full-Reuenthal, Leibstadt und 

Ortsteile Felsenau und Gippingen der Ein-

wohnergemeinde Leuggern 

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– 
195 Geändert durch Beschluss der Synode vom 05. Juni 2013, 05. November 2014, 04. November 2015 und 20.  No-

vember 2019. 
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Mellingen Mellingen, Fislisbach, Mägenwil, Nieder-

rohrdorf, Oberrohrdorf, Remetschwil, 

Stetten, Tägerig, Wohlenschwil 

Schneisingen-Siglistorf 

(Kirchgenossenschaft) 

 

Spreitenbach-Killwangen  

Surbtal Tegerfelden, Endingen, Lengnau, Ortsteil 

Baldingen der Einwohnergemeinde Zurz-

ach 

Wettingen-Neuenhof  

Würenlos  

Zurzach Zurzach ohne Ortsteile Baldingen und 

Kaiserstuhl, Mellikon 

       

Brugg Auenstein  

Birr Birr, Birrhard, Brunegg, Lupfig, Ortsteil 

Schinznach-Bad der Einwohnergemeinde 

Brugg 

Bözberg-Mönthal  

Bözen Böztal, Zeihen 

Brugg Brugg ohne Ortsteile Lauffohr, Umiken 

und Schinznach-Bad 

Frick Frick, Eiken, Gipf-Oberfrick, Herznach, 

Oberhof, Oeschgen, Schupfart, Ueken, 

Wittnau, Wölflinswil 

Laufenburg und  

Umgebung 

Laufenburg, Gansingen, Kaisten, Mettau-

ertal ohne Ortsteile Hottwil und Wil, 

Schwaderloch 

Mandach Mandach, Böttstein, Ortsteile und Weiler 

Hettenschwil, Etzwil, Fehrental, Schlatt, 

Hagenfirst und Leuggern (mit wenigen 

Ausnahmen) der Einwohnergemeinde 

Leuggern, Ortsteile Hottwil und Wil der 

Einwohnergemeinde Mettauertal 

Möhlin  

Rein Ortsteil Lauffohr der Einwohnergemeinde 

Brugg, Remigen, Rüfenach, Villigen, Wü-

renlingen mit Ortsteil Siggenthal Station 

der Einwohnergemeinden Würenlingen 

und Untersiggenthal 

Rheinfelden Rheinfelden, Kaiseraugst, Magden, Ols-

berg 
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Schinznach-Dorf Ortsteil Schinznach-Dorf der Einwohner-

gemeinde Schinznach 

Stein Mumpf, Münchwilen, Obermumpf, Sis-

seln, Stein, Wallbach 

Thalheim  

Umiken Ortsteil Umiken der Einwohnergemeinde 

Brugg, Riniken, Villnachern 

Veltheim-Oberflachs Veltheim, Ortsteil Oberflachs der Ein-

wohnergemeinde Schinznach 

Wegenstettertal Zuzgen, Zeiningen, Hellikon, Wegenstet-

ten 

Windisch Windisch, Habsburg, Hausen, Mülligen 

       

Kulm Beinwil am See  

Birrwil  

Gontenschwil-Zetzwil  

Kulm Oberkulm, Unterkulm, Teufenthal 

Leutwil-Dürrenäsch  

Menziken-Burg  

Reinach-Leimbach  

Rued Schlossrued, Schmiedrued 

Schöftland Schöftland, Bottenwil, Hirschthal, Holzi-

ken, Staffelbach 

      

Lenzburg Ammerswil Ammerswil, Ballygebiet der Einwohner-

gemeinde Villmergen, Dintikon, Dotti-

kon, Hägglingen 

Bremgarten-Mutschellen Bremgarten, Bellikon, Berikon, Eggenwil, 

Fischbach-Göslikon, Künten, Niederwil, 

Oberwil, Rudolfstetten-Friedlisberg, Wi-

den, Zufikon 

Holderbank-Möriken-

Wildegg 

 

Kelleramt Arni, Islisberg, Jonen, Oberlunkhofen, 

Rottenschwil, Unterlunkhofen 

Lenzburg-Hendschiken  

Meisterschwanden-Fahr-

wangen 

Meisterschwanden, Fahrwangen, Bettwil, 

Sarmenstorf 
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Muri Muri, Abtwil, Aristau, Auw, Beinwil-

Freiamt, Besenbüren, Boswil, Bünzen, 

Buttwil, Dietwil, Geltwil, Kallern, Meren-

schwand, Mühlau, Oberrüti, Sins 

Niederlenz  

Othmarsingen  

Rupperswil  

Seengen Seengen, Boniswil, Egliswil, Hallwil 

Seon  

Staufberg Schafisheim, Staufen 

Wohlen Wohlen, Büttikon, Uezwil, Villmergen 

ohne Ballygebiet, Waltenschwil 

       

Zofingen Aarburg  

Brittnau  

Kölliken  

Leerau Kirchleerau, Moosleerau 

Murgenthal  

Oftringen  

Reitnau-Attelwil-Wiliberg Reitnau, Wiliberg 

Rothrist  

Safenwil  

Uerkheim  

Zofingen Zofingen, Strengelbach, Vordemwald 

 


